
VERORDNUNG (EG) Nr. 987/2009 DES EUROPÄI-

SCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 16.09.2009

zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung

der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über Koordinierung

der Systeme der sozialen Sicherheit ➀ ➁

Die Verordnung gilt für Staatsangehörige der Mitglied-

staaten sowie (mit Ausnahme von Dänemark, Island,

Liechtenstein, Norwegen, der Schweiz und dem Ver-

einigten Königreich) aufgrund der Verordnung (EU)

1231/2010 für Drittstaatsangehörige, die ausschließlich

aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit nicht bereits unter

diese Verordnung fallen.
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➁ Der hier wiedergegebene Text der Verordnung gibt in Auszügen die konsolidierte Fassung der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 unter Be-
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➁ - der Verordnung (EU) Nr. 1244/2010 der Kommission vom 09.12.2010 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (ABl. L
388 vom 22.12.2010, S. 35)

➁ - Beschluss Nr. 76/2011 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses vom 1.7.2011 (ABl. L 262 vom 6.10.2011, S. 33).
➁ - Beschluss Nr. 1 des Gemischten Ausschusses, eingesetzt im Rahmen des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren

Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über Freizügigkeit vom 31.03.2012 (ABl. L 103, S. 51).
➁ - der Verordnung (EU) Nr. 465/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22.05.2012 zur Änderung der Verordnung (EG)

Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 zur Festlegung der
Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (ABl. L 149 vom 08.06.2012, S. 4).

➁ - der Verordnung (EU) Nr. 1224/2012 der Kommission vom 18.12.2012 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (ABl.
L 349 vom 19.12.2012, S. 45 - 46).

➁ - der Verordnung (EU) Nr. 1372/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der Verordnung (EG) Nr.
987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr.
883/2004 (ABl. L 346 vom 20.12.2012, S. 27).

➁ - der Verordnung (EU) Nr. 1368/2014 vom 17.12.2014 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung der System
der sozialen Sicherheit und der Verordnung (EU) Nr. 1372/2013 der Kommission zur Änderung der Verordnung (EG) 883/2004 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004
(ABl. L 366 vom 20.12.2014, S. 15).

➁ - der Verordnung (EU) Nr. 2017/492 der Kommission vom 21.03.2017 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (ABl.
L 76 vom 22.03.2017, S. 13).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 987/2009 DES EUROPÄI-

SCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 16. Sep-

tember 2009

zur Festlegung der Modalitäten für die Durchfüh-

rung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Ko-

or  di nierung der Systeme der sozialen Sicherheit 

(Text von Bedeutung für den EWR und die Schweiz) 

Der GKV-Spitzenverband DVKA übernimmt für die im

Folgenden wiedergegebenen Inhalte keine Gewähr für

deren Richtigkeit  

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER

EUROPÄISCHEN UNION –

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro pä i -

schen Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 42

und 308,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des

Euro päischen Parlaments und des Rates vom 29.

April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozia-

len Sicherheit➀, insbesondere auf den Artikel 89,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts-

und Sozialausschusses➁,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags➂

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1)   Die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 modernisiert

die Regeln für die Koordinierung der mitglied-

staatlichen Systeme der sozialen Sicherheit, legt

dabei die Durchführungsmaßnahmen und -ver-

fahren fest und achtet auf deren Vereinfachung,

die allen Beteiligten zugute kommen soll. Hierfür

müssen die Durchführungsbestimmungen erlas -

sen werden.

(2)   Die Organisation einer wirksameren und engeren

Zusammenarbeit zwischen den Trägern der sozi -

a len Sicherheit ist maßgeblich, damit die Perso -

nen im Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr.

883/2004 ihre Rechte so rasch und so gut wie

mög lich in Anspruch nehmen können.

(3)   Der Einsatz elektronischer Mittel eignet sich für

den schnellen und zuverlässigen Datenaustausch

zwischen den Trägern der Mitgliedstaaten. Die

elek tronische Verarbeitung von Daten soll zur Be -

schleunigung der Verfahren für die betroffenen

Per sonen beitragen. Dabei sollten diese Personen

die vollen Garantien der Gemeinschaftsbe stim -

mun  gen zum Schutz natürlicher Personen bei der

Verarbeitung personenbezogener Daten und zum

freien Datenverkehr genießen.

(4)   Die Bereitstellung der Kontaktadressen der Stel -

len in den Mitgliedstaaten, die an der Durch füh -

rung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 beteiligt

sind, auch der elektronischen Adressen, in einer

Form, die ihre Aktualisierung in Realzeit ermög -

licht, soll den Austausch zwischen den Trägern

der sozialen Sicherheit erleichtern. Dieses Kon -

zept, bei dem die Sachdienlichkeit der rein fakti -

schen Infor ma tionen und deren direkte Verfüg -

bar keit für die Bürger im Vordergrund stehen, ist

eine wichtige Vereinfachung, die durch diese Ver-

 ordnung herbeigeführt werden sollte.

(5)   Einen möglichst reibungslosen Ablauf und die ef-

fi ziente Handhabung der komplexen Verfahren zur

Umsetzung der Vorschriften zur Koor di nie rung der

Systeme der sozialen Sicherheit zu errei chen, er-

fordert einen Mechanismus, der eine so for tige Ak-

tualisierung des Anhangs 4 ermöglicht. Die Vor be-

reitung und Anwendung von diesbe züg lichen Be-

stimmungen verlangen eine enge Zu sam   men ar -

beit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom -

mission, und ihre Umsetzung sollte im Hin  blick

auf die Folgen, die Verzögerungen so wohl für die

Bürger als auch für die Verwal tungs be hör den ha -

ben, rasch erfolgen. Die Kommission sollte daher

die Befugnis erhalten, eine Daten bank einzurich-

ten und zu verwalten und gewähr leis ten, dass die -

se zumindest ab dem Zeitpunkt des In kraft tre tens

dieser Verordnung betriebsbe reit ist. Die Kom mis-

sion sollte insbesondere die not wendigen Schritte

unternehmen, die in An hang 4 aufgeführten Infor-

mationen in diese Da ten bank aufzunehmen.
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(6)   Die Stärkung einiger Verfahren sollte den An wen -

dern der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 mehr

Rechts sicherheit und Transparenz bringen. Ge -

mein same Fristsetzungen für die Erledigung be -

stimmter Verpflichtungen oder für bestimmte Ver   -

waltungsabläufe sollten dabei zur Klärung und

Strukturierung der -Beziehungen zwischen den

Ver   -sicherten und den Trägern beitragen.

(7)   Die Personen, für die diese Verordnung gilt, soll-

ten vom zuständigen Träger eine fristgerechte

Ant wort auf ihre Ersuchen erhalten. Die Antwort

soll te in den Mitgliedstaaten, in deren So zi al ge -

setz ge bung Fristen bestehen, spätestens innerhalb

die ser Fristen erfolgen. Es wäre wünschenswert,

dass diejenigen Mitgliedstaaten, in deren So zi al -

ge setzgebung keine solchen Fristen bestehen, den

Erlass entsprechender Bestim mungen in Er wä -

gung ziehen und sie erforderlichenfalls den be -

 troffenen Personen zugänglich machen

(8)   Mitgliedstaaten, zuständige Behörden und Träger

der sozialen Sicherheit sollten die Möglichkeit ha -

ben, sich auf vereinfachte Verfahren und Ver wal -

tungsvereinbarungen zu einigen, die sie für wirk-

samer und innerhalb ihrer jeweiligen Sys te me

der sozialen Sicherheit für geeigneter halten. Sol -

che Vereinbarungen sollten die Rechte der Per  so -

nen im Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr.

883/2004 allerdings nicht beeinträchtigen.

(9)   Wegen der dem Bereich der sozialen Sicherheit

ei  genen Komplexität werden allen Trägern der

Mitgliedstaaten besondere Anstrengungen abver-

langt, um die Benachteiligung der betroffenen Per-

  sonen zu vermeiden, die ihren Antrag oder be -

stimmte Informationen möglicherweise nicht bei

dem Träger eingereicht haben, der nach den Ver -

fahren und Regeln der Verordnung (EG) Nr.

883/2004 und der vorliegenden Verordnung zur

Bearbeitung dieses Antrags befugt ist.

(10) Zur Ermittlung des zuständigen Trägers – d. h. die

für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften sind

anwendbar oder ihm obliegt die Gewährung be-

stimmter Leistungen – muss die objektive Situ a -

tion des Versicherten oder seiner Familien an ge -

hörigen von den Trägern eines oder mehrerer Mit-

gliedstaaten geprüft werden. Um den Schutz der

betreffenden Person während dieses erforderli -

chen Informationsaustauschs unter den Trä gern

zu gewährleisten, ist ihr vorläufiger An schluss an

ein System der sozialen Sicherheit vor zusehen.

(11)  Die Mitgliedstaaten sollten bei der Feststellung

des Wohnorts von Personen, für die diese Ver -

ord nung und die Verordnung (EG) Nr. 883/2004

gelten, zusammenarbeiten und bei Beanstan dun -

gen alle einschlägigen Kriterien berücksichtigen,

um das Problem zu lösen. Letztere dürfen die in

den entsprechenden Artikeln dieser Verordnung

ge nannten Kriterien umfassen.

(12)  Viele Maßnahmen und Verfahren dieser Verord -

nung stellen auf mehr Klarheit für die Kriterien

ab, die von den Trägern der Mitgliedstaaten im

Rah men der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 an -

zu wenden sind. Solche Maßnahmen und Verfah -

ren ergeben sich aus der Rechtsprechung des Ge -

richts hofs der Europäischen Gemeinschaften, aus

den Be schlüssen der Verwaltungskom mis sion und

aus über dreißig Jahren Praxis in der Koor dinie-

rung der Systeme der sozialen Sicher heit im Rah-

men der im Vertrag verankerten Grund frei hei ten.

(13)  Diese Verordnung enthält Maßnahmen und Ver -

fahren, um die Mobilität von Arbeitnehmern und

Arbeitslosen zu fördern. Von Vollarbeitslosigkeit

betroffene Grenzgänger können sich dem Ar -

beits amt sowohl in ihrem Wohnsitzland als auch

in dem Mitgliedstaat, in dem sie zuletzt beschäf-

tigt waren, zur Verfügung stellen. Sie sollten

jedoch einzig und allein Anspruch auf Leistungen

ihres Wohnmitgliedstaats haben.

(14) Bestimmte Regeln und Verfahren sind für die Be -

stimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften

für die Anrechnung der Zeiten, die ein Versicher -

ter in verschiedenen Mitgliedstaaten der Kinder -

er  zie hung gewidmet wurden, erforderlich.

(15)  Manche Verfahren sollten noch der Forderung

nach einer ausgewogenen Lastenverteilung unter

den Mitgliedstaaten genügen. Speziell im Zweig

Krankheit sollten diese Verfahren einerseits der

Situation der Mitgliedstaaten Rechnung tragen,

die die Versicherten aufnehmen und diesen ihr
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Ge sundheitssystem zur Verfügung stellen, und an -

dererseits der Situation der Mitgliedstaaten, de -

ren Träger für die Kosten der Sachleistungen auf -

kommen, die von ihren Versicherten in einem an -

deren als ihrem Wohnmitgliedstaat in An spruch

genommen werden.

(15)  Im besonderen Rahmen der Verordnung (EG) Nr.

883/2004 müssen die Bedingungen für die Über-

nahme der Sachleistungskosten bei "geplanten

Be handlungen" – Behandlungen, die eine Person

in einem anderen als dem Versicherungs- oder

Wohnmitgliedstaat vornehmen lässt – geklärt

werden. Die Pflichten des Versicherten bei Bean -

tra gung einer vorherigen Genehmigung sollten

präzisiert werden, ebenso die Verpflichtungen der

Trä  ger gegenüber den Patienten in Bezug auf die

Geneh migungsbedingungen. Auch die Auswir kun-

  gen auf die Kostenübernahme bei Sach leis tun -

gen, die aufgrund einer Genehmigung in einem

anderen Mitgliedstaat in Anspruch genommen wur-

den, sind genau festzulegen.

(17)  Diese Verordnung und namentlich die Bestim -

mun  gen über den Aufenthalt außerhalb des zu -

ständigen Mitgliedstaats und über geplante Be -

handlungen sollten der Anwendung günstigerer

in nerstaatlicher Vorschriften insbesondere hin-

sichtlich der Rückerstattung von in einem an de -

ren Mitgliedstaat entstandenen Kosten nicht ent-

gegen stehen.

(18) Verbindlichere Verfahren zur Verkürzung der Er -

stattungsfristen für diese Forderungen unter den

Trägern der Mitgliedstaaten erscheinen wesent -

lich, um das Vertrauen in den Austausch zu erhal-

ten und der von den Systemen der sozialen Si -

cherheit geforderten Wirtschaftlichkeit der Haus -

 haltsführung zu genügen. Daher sollten die Ver -

fahren für die Behandlung der Forderungen im

Zu  sammenhang mit Leistungen bei Krankheit und

Arbeitslosigkeit gestärkt werden.

(19) Die Verfahren zwischen den Trägern für eine ge -

genseitige Unterstützung bei der Beitreibung von

Forderungen der sozialen Sicherheit sollten ver-

stärkt werden, damit eine wirksamere Bei trei bung

und ein reibungsloses Funktionieren der Ko   or  di -

nierungsregeln gewährleistet wird. Eine wirk same

Beitreibung ist auch ein Mittel zur Ver hütung und

Bekämpfung von Missbrauch und Be trug sowie

eine Möglichkeit, die Nachhaltigkeit der Systeme

der sozialen Sicherheit sicherzu stel len. Dazu ist

es erforderlich, neue Verfahren auf der Grundlage

ei ner Reihe geltender Bestimmun gen der Richt-

linie 2008/55/EG des Rates vom 26. Mai 2008

über die gegenseitige Unterstützung bei der Bei-

treibung von Forderungen in Bezug auf be stimm -

te Abga ben, Zölle, Steuern und sonstige Maß  nah-

men➀ anzunehmen. Diese neuen Bei trei bungsver-

fahren sollten nach fünf Jahren auf Grund lage der

ge machten Erfahrungen überprüft und erforderli-

chenfalls angepasst werden, insbe sondere um si-

cherzustellen, dass sie uneinge schränkt durch-

führbar sind.

20) Für die Zwecke von Vorschriften über die Rück-

for derung gezahlter, aber nicht geschuldeter Leis -

tun  gen, die Einziehung vorläufiger Zahlungen und

Bei  träge, den Ausgleich und die Unterstützung bei

der Beitreibung beschränkt sich die Zu stän dig keit

des ersuchten Mitgliedstaats auf Rechts behelfe in

Be zug auf Vollstreckungsmaßnahmen. Für alle an-

 de ren Rechtsbehelfe ist der ersu chen de Mitglied -

staat zuständig.

21)  Die in dem ersuchten Mitgliedstaat ergriffenen

Voll  streckungsmaßnahmen bringen nicht mit sich,

dass dieser Mitgliedstaat die Begründetheit der For-

derung oder deren Grundlage anerkennt.

22) Die Information der betroffenen Personen über ih -

re Rechte und Pflichten ist für ein Vertrau ens ver-

hältnis zu den zuständigen Behörden und Trä gern

der Mitgliedstaaten wesentlich. Diese Infor mation

sollte Anleitungen in Bezug auf Verwal tungs ver-

fahren beinhalten. Zu den betroffenen Per sonen

können je nach Situation die Versicher ten, ihre Fa-

milienangehörigen und/oder ihre Hin terbliebenen

oder sonstige Personen zählen.

23) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Ver -

ab  schie dung von Koordinierungsmaßnahmen, da-

   mit das Recht auf Freizügigkeit wirksam ausgeübt

(

(

(

(
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werden kann, auf der Ebene der Mitglied staaten

nicht ausreichend verwirklicht werden kann und

daher wegen seines Umfangs und seiner Wirkun -

gen besser auf Gemeinschaftsebene zu verwirkli-

chen ist, kann die Gemeinschaft im Ein klang mit

dem in Artikel 5 des Vertrags nieder gelegten Sub -

sidiaritätsprinzip tätig werden. Ent sprechend dem

in demselben Artikel genannten Grundsatz der

Verhältnismäßigkeit geht diese Ver ordnung nicht

über das zur Erreichung dieses Ziels er for derliche

Maß hinaus.

(24) Diese Verordnung sollte die Verordnung (EWG)

Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 über die

Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71

zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicher -

heit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die

in nerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern➀,

ersetzen –

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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TITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Kapitel I

Begriffsbestimmungen

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

(1)  Im Sinne dieser Verordnung

     a)  bezeichnet der Ausdruck "Grundverordnung"

die Verordnung (EG) Nr. 883/2004; 

     b) bezeichnet der Ausdruck "Durchführungs ver -

ord  nung" die vorliegende Verordnung; und 

     c)  gelten die Begriffsbestimmungen der Grund ver -

 ordnung.

(2)  Neben den Begriffsbestimmungen des Absatzes 1

be zeichnet der Ausdruck

     a)  "Zugangsstelle" eine Stelle, die Folgendes bie -

tet:

         i)   eine elektronische Kontaktstelle; 

         ii)  die automatische Weiterleitung auf der

Grundlage der Adresse; und 

         iii)die intelligente Weiterleitung von Daten, ge -

stützt auf eine Software, die eine automati-

sche Prüfung und Weiterleitung von Daten

(z. B. eine Anwendung künstlicher Intelli genz)

und/oder menschliches Eingreifen ge stattet. 

     b) "Verbindungsstelle" eine von der zuständigen

Be hörde eines Mitgliedstaats für einen oder

meh rere der in Artikel 3 der Grundverordnung

genannten Zweige der sozialen Sicherheit be -

zeichnete Stelle, die Anfragen und Amts hil fe er -

suchen für die Zwecke der Anwendung der

Grund verordnung und der Durchführungs ver -

ord nung beantwortet und die die ihr nach Titel

IV der Durchführungsverordnung zugewiesenen

Aufgaben zu erfüllen hat;

     c)  "Dokument" eine von der Art des Datenträgers

unabhängige Gesamtheit von Daten, die der ge -

stalt strukturiert sind, dass sie elektronisch aus -

getauscht werden können und deren Mit tei -

lung für die Anwendung der Grundver ord nung

und der Durchführungsverordnung erforderlich

ist; 

     d) "strukturiertes elektronisches Dokument" ein

strukturiertes Dokument in einem Format, das

für den elektronischen Austausch von Informa -

tionen zwischen den Mitgliedstaaten konzipiert

wurde; 

     e)  "elektronische Übermittlung" die Übermittlung

von Daten mittels Geräten für die elektronische

Verarbeitung (einschließlich digitaler Kompres -

sion) von Daten über Draht, über Funk, auf op -

ti schem oder elektromagnetischem Wege;

     f)  "Rechnungsausschuss" den in Artikel 74 der

Grund  verordnung genannten Ausschuss.

Kapitel II

Vorschriften über die Zusammenarbeit und den

Datenaustausch

Artikel 2

Umfang und Modalitäten des Datenaustauschs

zwischen den Trägern

(1)  Im Sinne der Durchführungsverordnung beruht der

Austausch zwischen den Behörden und Trä gern der

Mitgliedstaaten und den Personen, die der Grund -

verordnung unterliegen, auf den Grund sät zen öffent-

licher Dienstleistungen, Effizienz, ak ti ver Unterstüt-

zung, rascher Bereitstellung und Zu gäng lichkeit,

einschließlich der elektronischen Zu gäng lichkeit,

insbesondere für Menschen mit Be hin  de rungen und

für ältere Menschen.

(2)  Die Träger stellen unverzüglich all jene Daten, die

zur Begründung und Feststellung der Rechte und

Pflichten der Personen, für die die Grundver ord -

nung gilt, benötigt werden, zur Verfügung oder

tauschen diese ohne Verzug aus. Diese Daten wer-

den zwischen den Mitgliedstaaten entweder un -

mit telbar von den Trägern selbst oder mittelbar

über die Verbindungsstellen übermittelt.

(3)  Hat eine Person irrtümlich einem Träger im Ho -

heitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als dem

Mitgliedstaat, in dem sich der in der Durch füh -

rungs verordnung bezeichnete Träger befindet, In -
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formationen, Dokumente oder Anträge einge reicht,

so hat dieser Träger die betreffenden In for ma ti o -

nen, Dokumente oder Anträge ohne Ver zug an den

nach der Durchführungsverordnung be zeich neten

Träger weiterzuleiten und dabei das Datum an zu -

geben, an dem sie ursprünglich eingereicht wur-

den. Dieses Datum ist für den letztgenannten Trä -

ger maßgeblich. Die Träger eines Mit gliedstaats

kön nen jedoch weder haftbar gemacht werden noch

kann ihre Untätigkeit, die auf die verspätete Über-

mittlung der Informationen, Doku men te oder An -

träge von Trägern anderer Mit glied staaten zu rück -

zuführen ist, als Entscheidung be trachtet werden.

(4)  Werden die Daten mittelbar über die Verbin dungs -

stelle des Empfängermitgliedstaats übermittelt, so

beginnen die Fristen für die Beantwortung eines

Antrags an dem Tag, an dem diese Ver bin dungs -

stelle den Antrag erhalten hat, so als hätte der

Träger dieses Mitgliedstaats ihn bereits erhalten.

Artikel 3

Umfang und Modalitäten des Datenaustauschs

zwischen den betroffenen Personen und den

Trägern

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass den be trof -

fenen Personen die erforderlichen Informa ti o nen

zur Verfügung gestellt werden, damit sie von der

Änderung der Rechtslage aufgrund der Grund ver -

ordnung und der Durchführungs ver ord nung Kennt  -

nis erhalten und ihre Ansprüche geltend machen

können. Sie stellen auch be nut zer freundliche Dienst-

leistungen zur Ver fügung.

(2)  Personen, für die die Grundverordnung gilt, haben

dem maßgeblichen Träger die Informationen, Do -

ku  mente oder Belege zu übermitteln, die für die

Feststellung ihrer Situation oder der Situation ihrer

Familie sowie ihrer Rechte und Pflichten, für die

Auf rechterhaltung derselben oder für die Be stim -

mung der anzuwendenden Rechtsvorschriften und

ihrer Pflichten nach diesen Rechtsvorschriften er -

forderlich sind.

(3)  Bei der Erhebung, Übermittlung oder Verarbeitung

personenbezogener Daten nach ihren Rechtsvor -

schriften zur Durchführung der Grundverordnung

gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass die betref -

fenden Personen in der Lage sind, ihre Rechte in

Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten

unter Beachtung der Gemeinschaftsbestim mun gen

über den Schutz natürlicher Personen bei der Ver -

arbeitung personenbezogener Daten und zum frei-

en Datenverkehr umfassend wahrzunehmen.

(4)  Soweit es für die Anwendung der Grund ver ord nung

und der Durchführungsverordnung erforderlich ist,

übermitteln die maßgeblichen Träger un ver züglich

und in jedem Fall innerhalb der in der Sozialge-

setzgebung des jeweiligen Mitgliedstaates vorge-

schriebenen Fristen den betroffenen Per so nen die

Informationen und stellen ihnen die Do ku mente

aus.

     Der entsprechende Träger hat dem Antragsteller,

der seinen Wohnort oder Aufenthalt in einem an -

deren Mitgliedstaat hat, seine Entscheidung un mit -

telbar oder über die Verbindungsstelle des Wohn-

oder Aufenthaltsmitgliedstaats mitzuteilen. Lehnt

er die Leistungen ab, muss er die Gründe für die

Ablehnung sowie die Rechtsbehelfe und Rechts -

be helfsfristen angeben. Eine Kopie dieser Ent schei -

dung wird den anderen beteiligten Trä gern über-

mittelt.

Artikel 4

Format und Verfahren des Datenaustauschs

(1)  Die Verwaltungskommission legt die Struktur, den

Inhalt, das Format und die Verfahren im einzelnen

für den Austausch von Dokumenten und struktu -

rierten elektronischen Dokumenten fest.

(2)  Die Datenübermittlung zwischen den Trägern oder

Verbindungsstellen erfolgt elektronisch entweder

un mittelbar oder mittelbar über die Zugangs stel len

in einem gemeinsamen sicheren Rahmen, in dem

die Vertraulichkeit und der Schutz der ausgetausch-

ten Daten gewährleistet werden kann.

(3)  Bei der Kommunikation mit den betroffenen Per -

so nen wenden die maßgeblichen Träger die für

den Einzelfall geeigneten Verfahren an und ver-

wenden so weit wie möglich vorzugsweise elektro-

nische Mittel. Die Verwaltungskommission legt die

prakti schen Modalitäten für die Übermittlung von
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In for mationen, Dokumenten oder Entschei dun gen

an die betreffende Person durch elektro nische

Mittel fest.

Artikel 5

Rechtswirkung der in einem anderen Mitgliedstaat

aus gestellten Dokumente und Belege

(1)  Vom Träger eines Mitgliedstaats ausgestellte Do -

ku mente, in denen der Status einer Person für die

Zwecke der Anwendung der Grundverordnung und

der Durchführungsverordnung bescheinigt wird, so  -

wie Belege, auf deren Grundlage die Doku men te

ausgestellt wurden, sind für die Träger der an de ren

Mitgliedstaaten so lange verbindlich, wie sie nicht

von dem Mitgliedstaat, in dem sie ausge stellt wur-

den, widerrufen oder für ungültig erklärt werden.

(2)  Bei Zweifeln an der Gültigkeit eines Dokuments

oder der Richtigkeit des Sachverhalts, der den im

Dokument enthaltenen Angaben zugrunde liegt,

wendet sich der Träger des Mitgliedstaats, der das

Dokument erhält, an den Träger, der das Doku -

ment ausgestellt hat, und ersucht diesen um die

notwendige Klarstellung oder gegebenenfalls um

den Widerruf dieses Dokuments. Der Träger, der

das Dokument ausgestellt hat, überprüft die Grün -

de für die Ausstellung und widerruft das Do ku -

ment gegebenenfalls.

(3)  Bei Zweifeln an den Angaben der betreffenden Per-

 sonen, der Gültigkeit eines Dokuments oder der

Belege oder der Richtigkeit des Sachverhalts, der

den darin enthaltenen Angaben zugrunde liegt,

nimmt der Träger des Aufenthalts- oder Wohn orts,

soweit dies möglich ist, nach Absatz 2 auf Ver lan -

gen des zuständigen Trägers die nötige Überprüf-

ung dieser Angaben oder dieses Do ku ments vor.

(4) Erzielen die betreffenden Träger keine Einigung, so

können die zuständigen Behörden frühestens ei -

nen Monat nach dem Zeitpunkt, zu dem der Trä -

ger, der das Dokument erhalten hat, sein Er su chen

vorgebracht hat, die Verwaltungskom mis sion an -

rufen. Die Verwaltungskommission bemüht sich bin -

nen sechs Monaten nach ihrer Befassung um ei ne

Annäherung der unterschiedlichen Stand punk te.

Artikel 6

Vorläufige Anwendung der Rechtsvorschriften 

eines Mit gliedstaats und vorläufige Gewährung 

von Leis tun gen

1)  Besteht zwischen den Trägern oder Behörden zwei -

er oder mehrerer Mitgliedstaaten eine Mei nungs -

 ver schiedenheit darüber, welche Rechts vor schrif -

ten anzuwenden sind, so unterliegt die betreffen -

de Person vorläufig den Rechtsvorschriften ei nes

die ser Mitgliedstaaten, sofern in der Durch füh -

rungs verordnung nichts anderes bestimmt ist, wo -

bei die Rangfolge wie folgt festgelegt wird:

     a)  den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in

dem die Person ihrer Beschäftigung oder selb-

ständigen Erwerbstätigkeit tatsächlich nach geht,

wenn die Beschäftigung oder selbständige Er -

werbstätigkeit in nur einem Mitgliedstaat aus -

geübt wird;

     b) den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats,

sofern die betreffende Person einer Beschäfti-

gung oder selbständigen Erwerbstätigkeit in

zwei oder mehr Mitgliedstaaten nachgeht und

einen Teil ihrer Tätigkeit(en) in dem Wohnmit-

gliedstaat ausübt, oder sofern die betreffende

Person weder beschäftigt ist noch eine selbstän-

dige Erwerbstätigkeit ausübt;

     c)  in allen anderen Fällen den Rechtsvorschriften

des Mitgliedstaats, deren Anwendung zuerst

beantragt wurde, wenn die Person eine Er-

werbstätigkeit oder mehrere Erwerbstätigkei-

ten in zwei oder mehr Mitgliedstaaten ausübt.

)  Besteht zwischen den Trägern oder Behörden zwei -

er oder mehrerer Mitgliedstaaten eine Mei nungs -

ver schiedenheit darüber, welcher Träger die Geld-

oder Sachleistungen zu gewähren hat, so er hält die

betreffende Person, die Anspruch auf die se Leis -

tungen hätte, wenn es diese Meinungs ver schie   den -

heit nicht gäbe, vorläufig Leistungen nach den vom

Träger des Wohnorts anzuwendenden Rechts vor-

schriften oder – falls die betreffende Per son nicht

im Hoheitsgebiet eines der betreffen den Mit glied-

staaten wohnt – Leistungen nach den Rechts vor-

schriften, die der Träger anwendet, bei dem der An-

trag zuerst gestellt wurde.

(

2
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(3)  Erzielen die betreffenden Träger oder Behörden

kei ne Einigung, so können die zuständigen Be hör -

den frühestens einen Monat nach dem Tag, an

dem die Meinungsverschiedenheit im Sinne von

Ab satz 1 oder Absatz 2 aufgetreten ist, die Ver wal -

tungskommission anrufen. Die Verwaltungs kom -

mission bemüht sich nach ihrer Befassung binnen

sechs Monaten um eine Annäherung der Stand -

punkte.

(4)  Steht entweder fest, dass nicht die Rechts vorschrif-

 ten des Mitgliedstaats anzuwenden sind, die für die

betreffende Person vorläufig angewendet worden

sind, oder dass der Träger, der die Leis tungen vor-

läufig gewährt hat, nicht der zuständige Träger ist,

so gilt der als zuständig ermittelte Träger rückwir-

kend als zuständig, als hätte die Mei nungs ver schie-

denheit nicht bestanden, und zwar spä tes tens ent-

weder ab dem Tag der vorläufigen An wendung

oder ab der ersten vorläufigen Gewäh rung der be -

treffenden Leistungen.

(5)  Falls erforderlich, regeln der als zuständig ermit-

telte Träger und der Träger, der die Geldleistungen

vor läufig gezahlt oder Beiträge vorläufig erhalten

hat, die finanzielle Situation der betreffenden Per -

son in Bezug auf vorläufig gezahlte Beiträge und

Geldleistungen gegebenenfalls nach Maßgabe von

Titel IV Kapitel III der Durchführungsverordnung.

     Sachleistungen, die von einem Träger nach Absatz

2 vorläufig gewährt wurden, werden von dem zu -

ständigen Träger nach Titel IV der Durchführungs -

ver ord nung erstattet.

Artikel 7

Vorläufige Berechnung von Leistungen 

und Beiträgen

(1)  Steht einer Person nach der Grundverordnung ein

Leistungsanspruch zu oder hat sie einen Beitrag zu

zahlen, und liegen dem zuständigen Träger nicht

alle Angaben über die Situation in einem an deren

Mitgliedstaat vor, die zur Berechnung des endgül-

tigen Betrags der Leistung oder des Beitrags erfor-

derlich sind, so gewährt dieser Träger auf An trag

der betreffenden Person die Leistung oder be rechnet

den Beitrag vorläufig, wenn eine solche Be   rech -

nung auf der Grundlage der dem Träger vor lie-

genden Angaben möglich ist, sofern die Durch  füh -

rungsverordnung nichts anderes be stimmt.

(2)  Sobald dem betreffenden Träger alle erforderli chen

Belege oder Dokumente vorliegen, ist eine Neu be -

rechnung der Leistung oder des Beitrags vor zu -

neh  men.

Kapitel III

Sonstige allgemeine Vorschriften zur

Durchführung der Grundverordnung

Artikel 8

Verwaltungsvereinbarungen zwischen zwei oder

meh reren Mitgliedstaaten

(1)  Die Vorschriften der Durchführungsverordnung tre -

ten an die Stelle der Bestimmungen der Ver ein ba -

run gen zur Durchführung der in Artikel 8 Ab satz 1

der Grundverordnung genannten Abkom men; aus -

genommen sind die Bestimmungen be treffend die

Vereinbarungen zu den in Anhang II der Grund ver -

ord nung genannten Abkommen, so fern die Be stim -

mungen dieser Vereinbarungen in Anhang 1 der

Durchführungsverordnung aufgeführt sind.

(2)  Mitgliedstaaten können bei Bedarf untereinander

Ver einbarungen zur Anwendung der in Artikel 8

Ab satz 2 der Grundverordnung genannten Ab kom -

men schließen, sofern durch diese Vereinba run -

gen die Ansprüche und die Verpflichtungen der be -

tref fenden Personen nicht beeinträchtigt werden

und die Vereinbarungen in Anhang 1 der Durch füh-

 rungs  verordnung aufgeführt sind.

Artikel 9

Sonstige Verfahren zwischen den Behörden 

und Trä gern

(1)  Zwei oder mehrere Mitgliedstaaten oder deren zu -

ständige Behörden können andere Verfahren als

die in der Durchführungsverordnung vorgesehe -

nen vereinbaren, sofern durch diese Verfahren

die An sprüche oder Verpflichtungen der betreffen-

den Per   sonen nicht beeinträchtigt werden.

(2)  Die entsprechenden Vereinbarungen werden der

Ver waltungskommission zur Kenntnis gebracht und
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sind in Anhang 1 der Durchführungsver ord nung auf-

 geführt.

(3)  Bestimmungen in Durchführungsvereinbarungen,

die zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten zu

dem selben Zweck geschlossen worden sind, oder

die den in Absatz 2 genannten Vereinbarungen ent-

sprechen, die am Tag vor Inkrafttreten der Durch -

 führungsverordnung in Kraft sind und in An hang 5

zur Verordnung (EWG) Nr. 574/72 aufgeführt sind,

gelten auch weiterhin in den Bezie hun gen zwischen

den betreffenden Mitgliedstaaten, so  fern sie auch

in Anhang 1 der Durch füh rungs verordnung enthal-

ten sind.

Artikel 10

Verbot des Zusammentreffens von Leistungen

Ungeachtet anderer Bestimmungen der Grundver ord -

nung werden in Fällen, in denen die nach den Rechts -

vor schriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten ge -

schuldeten Leistungen gegenseitig gekürzt, zum Ru hen

gebracht oder entzogen werden können, jene Be träge,

die bei strenger Anwendung der in den Rechts vor -

schrif ten der betreffenden Mitgliedstaaten vorgesehe-

nen Kürzungs-, Ruhens- oder Entziehungsbestim mun -

 gen nicht ausgezahlt würden, durch die Zahl der zu

kürzenden, zum Ruhen zu bringenden oder zu ent -

ziehenden Leistungen geteilt.

Artikel 11

Bestimmung des Wohnortes

(1)  Besteht eine Meinungsverschiedenheit zwischen

den Trägern von zwei oder mehreren Mitglied staa -

ten über die Feststellung des Wohnortes ei ner Per -

son, für die die Grundverordnung gilt, so ermitteln

diese Träger im gegenseitigen Ein ver neh men den

Mittelpunkt der Interessen dieser Per son und stüt -

zen sich dabei auf eine Ge samt be wertung al ler vor-

 liegenden Angaben zu den einschlägigen Fak  ten,

wozu gegebenenfalls die Fol gen den ge hören kön -

nen:

     a)  Dauer und Kontinuität des Aufenthalts im Ho -

heits gebiet des betreffenden Mitgliedstaats; 

     b) die Situation der Person, einschließlich:

         i)   der Art und der spezifischen Merkmale jeg -

li cher ausgeübten Tätigkeit, insbesondere des

Ortes, an dem eine solche Tätigkeit in der

Re gel ausgeübt wird, der Dauerhaftigkeit der

Tä tigkeit und der Dauer jedes Arbeits ver -

trags;

         ii)  ihrer familiären Verhältnisse und familiären

Bindungen;

         iii)der Ausübung einer nicht bezahlten Tät ig keit,

         iv) im Falle von Studierenden ihrer Einkom -

mensquelle,

         v)  ihrer Wohnsituation, insbesondere deren

dau  erhafter Charakter,

         vi) des Mitgliedstaats, der als der steuerliche

Wohn sitz der Person gilt.

2)  Können die betreffenden Träger nach Berück sich -

ti gung der auf die maßgebenden Fakten ge stütz -

ten verschiedenen Kriterien nach Absatz 1 keine

Ei ni gung erzielen, gilt der Wille der Person, wie er

sich aus diesen Fakten und Umständen erkennen

lässt, unter Einbeziehung insbesondere der Grün -

de, die die Person zu einem Wohnortwechsel ver-

anlasst ha ben, bei der Bestimmung des tatsächli-

chen Wohnortes dieser Person als ausschlag ge -

bend.

Artikel 12

Zusammenrechnung von Zeiten

1)  Bei der Anwendung von Artikel 6 der Grund ver ord -

nung wendet sich der zuständige Träger an die Trä -

ger der Mitgliedstaaten, deren Rechtsvor schrif ten

für die betroffene Person ebenfalls gegolten ha  ben,

um sämtliche Zeiten zu bestimmen, die der Ver si -

cherte nach deren Rechtsvorschriften zu rück gelegt

hat.

2)  Die nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied -

staats jeweils zurückgelegten Versicherungszeiten,

Beschäftigungszeiten, Zeiten einer selbständigen

Erwerbstätigkeit oder Wohnzeiten sind, soweit er -

forderlich, bei der Anwendung von Artikel 6 der

Grundverordnung zu denjenigen Zeiten hinzu zu -

rechnen, die nach den Rechtsvorschriften anderer

Mitgliedstaaten zurückgelegt wurden, sofern sich

diese Zeiten nicht überschneiden.

(

(

(
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(3) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Mit -

gliedstaats auf Grund einer Pflichtver siche rung zu -

rückgelegte Versicherungs- oder Wohnzeit mit ei -

ner Zeit der freiwilligen Versicherung oder frei wil -

ligen Weiterversicherung zusammen, die nach den

Rechtsvorschriften eines anderen Mit glied  staats zu-

  rückgelegt wurde, so wird nur die im Rah men einer

Pflichtversicherung zurückgelegte Zeit be rücksichtigt.

(4)  Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Mit -

gliedstaats zurückgelegte Versicherungs- oder

Wohn  zeit, die keine gleichgestellte Zeit ist, mit ei -

ner gleichgestellten Zeit zusammen, die nach den

Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats

zu   rückgelegt wurde, so wird nur die Zeit berück-

sichtigt, die keine gleichgestellte Zeit ist.

(5)  Jede Zeit, die nach den Rechtsvorschriften von zwei

oder mehr Mitgliedstaaten als gleichgestellte Zeit

gilt, wird nur von dem Träger des Mit glied staats

berücksichtigt, nach dessen Rechts vor schrif ten die

betreffende Person vor dieser Zeit zuletzt pflicht-

versichert war. Ist die betreffende Person vor dieser

Zeit nicht nach den Rechts vor schriften eines Mit-

gliedstaats pflichtversichert ge wesen, so wird die

Zeit von dem Träger des Mit gliedstaats berücksich-

tigt, nach dessen Rechts vor schriften sie nach der

betreffenden Zeit erstmals pflichtversi chert war.

(6) Lässt sich der Zeitraum, in dem bestimmte Ver si-

cherungs- oder Wohnzeiten nach den Rechts vor -

schriften eines Mitgliedstaats zurückgelegt worden

sind, nicht genau ermitteln, so wird unterstellt,

dass diese Zeiten sich nicht mit Ver siche rungs-

oder Wohnzeiten überschneiden, die nach den

Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied staats zu-

rückgelegt worden sind; sie werden bei der Zu -

sammenrechnung, sofern für die betreffen de Per -

son vorteilhaft, berücksichtigt, soweit sie für diesen

Zweck in Betracht gezogen werden können.

Artikel 13

Regeln für die Umrechnung von Zeiten

(1)  Sind Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften eines

Mitgliedstaats zurückgelegt worden sind, in Ein -

hei  ten ausgedrückt, die von den Einheiten abwei -

chen, die in den Rechtsvorschriften eines an de ren

Mitgliedstaats vorgesehen sind, so werden sie für

die Zusammenrechnung nach Artikel 6 der Grund -

verordnung wie folgt umgerechnet:

     a)  Die Zeit, die als Grundlage für die Umrechnung

zu verwenden ist, ist die Zeit, die vom Träger

des Mitgliedstaats mitgeteilt wird, nach dessen

Rechtsvorschriften die Zeit zurückgelegt wurde.

     b) Im Falle von Systemen, in denen die Zeiten in

Tagen ausgedrückt werden, erfolgt die Um rech -

nung von Tagen in andere Einheiten und um ge -

kehrt sowie die Umrechung zwischen verschie -

denen Systemen, denen Tage zugrunde liegen,

nach der folgenden Tabelle:
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System 
auf der
Grund-
lage von

1 Tag 
entspricht

1 Woche 
entspricht

1 Monat 
entspricht

1 Viertel 
jahr 
entspricht

Höchstzahl
von Tagen 
in einem
Kalender-
jahr

5 Tagen 9 Stunden 5 Tagen 22 Tagen 66 Tagen 264 Tage

6 Tagen 8 Stunden 6 Tagen 26 Tagen 78 Tagen 312 Tage

7 Tagen 6 Stunden 7 Tagen 30 Tagen 90 Tagen 360 Tage

    c)  Im Falle von Systemen, in denen die Zeiten in

an deren Einheiten als Tagen ausgedrückt werden,

         i)   entsprechen drei Monate oder dreizehn Wo -

chen einem Vierteljahr und umgekehrt; 

         ii)  entspricht ein Jahr vier Vierteljahren, 12 Mo -

na ten oder 52 Wochen und umgekehrt; 

         iii) für die Umrechnung von Wochen in Monate

und umgekehrt werden die Wochen und

Mo  na te im Einklang mit den Umrechnungs -

re geln für die Systeme auf der Grundlage

von sechs Tagen in der Tabelle in Buchstabe

b in Tage umgerechnet.

    d) Im Falle von Zeiten, die in Bruchzahlen ausge-

drückt werden, werden diese Zahlen in die

nächstkleinere ganze Einheit umgerechnet; da -

bei werden die unter den Buchstaben b und c

auf geführten Regeln angewandt. Dezimal zah -

len von Jahren werden in Monate umgerechnet,

es sei denn, das System beruht auf Vier tel -

jahren. 



     e)  Führt die Umrechnung nach diesem Absatz 

zu einem Bruchteil einer Einheit, so wird die

nächst höhere ganze Einheit als Ergebnis der

Um rechnung nach diesem Absatz genommen.

(2)  Die Anwendung von Absatz 1 darf nicht dazu füh -

ren, dass mit der Gesamtsumme der in einem Ka -

len derjahr zurückgelegten Zeiten eine Gesamtzahl

über der Anzahl von Tagen, die in der letzten Spal -

te der Tabelle in Absatz 1 Buchstabe b genannt

wird, oder über 52 Wochen oder 12 Monaten oder

vier Vierteljahren erreicht wird.

     Entsprechen die umzurechnenden Zeiten der ma xi-

malen Jahresmenge von Zeiten nach den Rechts -

vor schriften des Mitgliedstaats, in dem sie zurück-

gelegt wurden, so darf die Anwendung von Absatz

1 nicht innerhalb eines Kalenderjahres zu Zeiten

führen, die kürzer sind als die mögliche maximale

Jahresmenge von Zeiten nach den betreffenden

Rechtsvorschriften.

(3)  Die Umrechnung erfolgt entweder in einem einzi-

gen Rechenschritt für alle Zeiten, die als Ganzes

mit geteilt wurden, oder für jedes einzelne Jahr,

wenn die Zeiten nach Jahren mitgeteilt wurden.

(4)  Teilt ein Träger Zeiten in Tagen ausgedrückt mit,

so gibt er zugleich an, ob das von ihm verwaltete

Sys tem auf fünf Tagen, sechs Tagen oder sieben

Ta gen beruht.
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TITEL II

BESTIMMUNG DER ANWENDBAREN 

RECHTSVORSCHRIFTEN

Artikel 14

Nähere Vorschriften zu den Artikeln 12 und 13 

der Grund verordnung

(1)   Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 1 der

Grund verordnung umfassen die Worte „eine Per -

son, die in einem Mitgliedstaat für Rechnung ei -

nes Arbeitgebers, der gewöhnlich dort tätig ist,

eine Be schäftigung ausübt und die von diesem Ar -

beit geber in einen anderen Mitgliedstaat ent sandt

wird" auch eine Person, die im Hinblick auf die

Ent sen dung in einen anderen Mitgliedstaat ein ge -

stellt wird, vorausgesetzt die betreffende Per son

unterliegt unmittelbar vor Beginn ihrer Be schäf-

tigung be reits den Rechtsvorschriften des Mit  glied-

staats, in dem das Unternehmen, bei dem sie ein-

gestellt wird, seinen Sitz hat.

(2)   Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 1 der

Grundverordnung beziehen sich die Worte „der

ge  wöhnlich dort tätig ist" auf einen Arbeitgeber,

der gewöhnlich andere nennenswerte Tätigkeiten

als reine interne Verwaltungstätigkeiten auf dem

Ho heitsgebiet des Mitgliedstaats, in dem das Un -

ter neh men niedergelassen ist, ausübt, unter Be -

rück sich ti gung aller Kriterien, die die Tätigkeit des

betreffenden Unternehmens kennzeichnen; die

maß ge benden Kriterien müssen auf die Be son -

der heiten eines jeden Arbeitgebers und die Ei gen -

art der aus geübten Tätigkeiten abgestimmt sein.

(3)   Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 der

Grundverordnung beziehen sich die Worte „eine

Per son, die gewöhnlich in einem Mitgliedstaat ei -

ne selbständige Erwerbstätigkeit ausübt" auf ei ne

Person, die üblicherweise nennenswerte Tätig kei -

ten auf dem Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats aus-

übt, in dem sie ansässig ist. Insbesondere muss die

Person ihre Tätigkeit bereits einige Zeit vor dem

Zeitpunkt, ab dem sie die Bestim mun gen des ge -

nannten Artikels in Anspruch nehmen will, ausge-

übt haben und muss während jeder Zeit ihrer vor-

übergehenden Tätigkeit in einem an deren Mit glied -

staat in dem Mitgliedstaat, in dem sie an sässig ist,

den für die Ausübung ihrer Tätig keit er forderli-

chen Anforderungen weiterhin ge nü gen, um die

Tätig keit bei ihrer Rückkehr fortsetzen zu können.

(4)   Bei der Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 der

Grundverordnung kommt es für die Feststellung,

ob die Erwerbstätigkeit, die ein Selbständiger in

einem anderen Mitgliedstaat ausübt, eine „ähnli-

che" Tätigkeit wie die gewöhnlich ausgeübte selb-

ständige Erwerbstätigkeit ist, auf die tatsächliche

Eigenart der Tätigkeit und nicht darauf an, ob die-

ser andere Mitgliedstaat diese Tätigkeit als Be -

schäftigung oder selbständige Erwerbstätig keit

qualifiziert.

(5)   Bei der Anwendung von Artikel 13 Absatz 1 der

Grundverordnung beziehen sich die Worte „eine

Person, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mit-

gliedstaaten eine Beschäftigung ausübt“ auf eine

Person, die gleichzeitig oder abwechselnd für das-

selbe Unternehmen oder denselben Arbeitgeber

oder für verschiedene Unternehmen oder Arbeit-

geber eine oder mehrere gesonderte Tätigkeiten

in zwei oder mehr Mitgliedstaaten ausübt.

5a)  Für die Zwecke der Anwendung des Titels II der

Grundverordnung beziehen sich die Worte ‚Sitz

oder Wohnsitz‘ auf den satzungsmäßigen Sitz

oder die Niederlassung, an dem/der die wesentli-

chen Entscheidungen des Unternehmens getrof-

fen und die Handlungen zu dessen zentraler Ver-

waltung vorgenommen werden.

      Für die Zwecke der Anwendung des Artikels 13 Ab-

satz 1 der Grundverordnung unterliegen Mitglie-

der von Flug- oder Kabinenbesatzungen, die ge-

wöhnlich Leistungen im Zusammenhang mit Flug-

gästen oder Luftfracht in zwei oder mehr Mitglied-

staaten erbringen, den Rechtsvorschriften des Mit-

gliedstaats, in dem sich ihre Heimatbasis gemäß

der Definition in Anhang III der Verordnung (EWG)

Nr. 3922/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 zur

Harmonisierung der technischen Vorschriften und

der Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt (*)

befindet.

Auszug aus der VO (EG) 987/09 (des Rates vom 16. September 2009)

14

© GKV-Spitzenverband, DVKA Stand: 01.01.2018

(*) ABl. L 373 vom 31.12.1991, S. 4.



5b)  Für die Bestimmung der anzuwendenden Rechts-

vorschriften nach Artikel 13 der Grundverordnung

werden marginale Tätigkeiten nicht berücksich-

tigt. Artikel 16 der Durchführungsverordnung gilt

für alle Fälle gemäß diesem Artikel.

(6)   Bei der Anwendung von Artikel 13 Absatz 2 der

Grundverordnung beziehen sich die Worte „eine

Person, die ge wöhnlich in zwei oder mehr Mit-

gliedstaaten ei ne selbständige Erwerbstätigkeit

ausübt" insbe son dere auf eine Person, die gleich-

zeitig oder ab wechselnd eine oder mehrere ge-

sonderte selbständige Tätigkeiten in zwei oder

mehr Mit glied staaten ausübt, und zwar unabhän-

gig von der Ei genart dieser Tätigkeiten.

(7)   Um die Tätigkeiten nach den Absätzen 5 und 6 von

den in Artikel 12 Absätze 1 und 2 der Grund ver -

ord nung beschriebenen Situationen zu unterschei-

den, ist die Dauer der Tätigkeit in einem o der wei-

teren Mitgliedstaaten (ob dauerhaft, kurz  fristiger

oder vor übergehender Art) entscheidend. Zu die-

sem Zweck erfolgt eine Gesamt be wertung aller

maßgebenden Fakten, einschließ lich insbe sondere,

wenn es sich um einen Ar beitnehmer handelt, des

Ar beitsortes, wie er im Ar beitsvertrag definiert ist.

(8)   Bei der Anwendung von Artikel 13 Absätze 1 und 2

der Grundverordnung bedeutet die Ausübung

„eines wesentlichen Teils der Beschäftigung oder

selbständigen Erwerbstätigkeit" in einem Mitglied-

staat, dass der Arbeitnehmer oder Selbständige

dort einen quantitativ erheblichen Teil seiner Tä-

tigkeit ausübt, was aber nicht notwendigerweise

der größte Teil seiner Tätigkeit sein muss.

      Um festzustellen, ob ein wesentlicher Teil der Tä-

tigkeit in einem Mitgliedstaat ausgeübt wird, wer-

den folgende Orientierungskriterien herangezogen:

      a) im Falle einer Beschäftigung die Arbeitszeit und/

 oder das Arbeitsentgelt und 

      b)im Falle einer selbständigen Erwerbstätigkeit

der Umsatz, die Arbeitszeit, die Anzahl der er -

brachten Dienstleistungen und/oder das Ein -

kom  men.

      Wird im Rahmen einer Gesamtbewertung bei den

genannten Kriterien ein Anteil von weniger als 25%

erreicht, so ist dies ein Anzeichen dafür, dass ein

wesentlicher Teil der Tätigkeit nicht in dem ent-

sprechenden Mitgliedstaat ausgeübt wird.

(9)   Bei der Anwendung von Artikel 13 Absatz 2 Buch -

stabe b der Grundverordnung wird bei Selbst stän   -

di gen der „Mittelpunkt ihrer Tätigkeiten" an hand

sämtlicher Merkmale bestimmt, die ihre beruf li -

che Tätigkeit kennzeichnen; hierzu gehören na -

ment lich der Ort, an dem sich die feste und stän -

dige Niederlassung befindet, von dem aus die be -

treffende Person ihre Tätigkeiten aus übt, die ge -

wöhnliche Art oder die Dauer der ausgeübten Tä -

tig  kei ten, die Anzahl der erbrachten Dienst leis -

tun  gen so wie der sich aus sämtlichen Um stän den

er gebende Wille der betreffenden Per son.

(10) Für die Festlegung der anzuwendenden Rechts vor-

schriften nach den Absätzen 8 und 9 berücksich-

tigen die betroffenen Träger die für die folgenden

12 Kalendermonate angenommene Situation.

(11)  Für eine Person, die ihre Beschäftigung in zwei

oder mehreren Mitgliedstaaten für einen Ar beit -

geber ausübt, der seinen Sitz außerhalb des Ho -

heitsgebiets der Union hat, gelten die Rechts vor -

schriften des Wohnmitgliedstaats, wenn diese Per -

son in einem Mitgliedstaat wohnt, in dem sie kei-

ne wesentliche Tätigkeit ausübt.

Artikel 15

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 11 

Absatz 3 Buchstaben b und d, Artikel 11 Absatz 4

und Artikel 12 der Grundverordnung (über die

Unterrichtung der be troffenen Träger)

(1)   Sofern nicht in Artikel 16 der Durchfüh rungs ver -

ordnung etwas anderes bestimmt ist, unterrichtet

der Arbeitgeber einer Person, die ihre Tätigkeit in

einem anderen als dem nach Titel II der Grund ver-

ordnung zuständigen Mitgliedstaat ausübt, oder

die betreffende Person selbst, wenn diese keine Be-

schäftigung als Arbeitnehmer ausübt, den zustän-

digen Träger des Mitgliedstaats, des sen Rechtsvor-

schriften die Person unterliegt, da rüber; diese

Unterrichtung erfolgt im Voraus, wenn im mer dies

möglich ist. Dieser Träger stellt der betreffenden

Person die Bescheinigung nach Artikel 19 Absatz 2
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der Durchführungsverordnung aus und macht dem

von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats,

in dem die Tätigkeit ausgeübt wird, bezeichneten

Träger unverzüglich Informationen über die Rechts-

vorschriften zugänglich, denen diese Person nach

Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe b oder Artikel 12 der

Grundverordnung unterliegt.

(2)   Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die Arti -

kel 11 Absatz 3 Buchstabe d der Grundverordnung

unterliegen.

(3)   Ein Arbeitgeber im Sinne des Artikels 11 Absatz 4

der Grundverordnung, der einen Arbeitnehmer an

Bord eines unter der Flagge eines anderen Mit -

gliedstaats fahrenden Schiffes hat, unterrichtet den

zuständigen Träger des Mitgliedstaats, dessen

Rechtsvorschriften die Person unterliegt, darüber;

diese Unterrichtung erfolgt im Voraus, wann im -

mer dies möglich ist. Dieser Träger macht dem

Träger, der von der zuständigen Be hörde des Mit -

gliedstaats bezeichnet wurde, unter dessen Flag -

ge das Schiff fährt, auf dem der Arbeitnehmer die

Tä tigkeit ausübt, unverzüglich Informationen über

die Rechtsvorschriften zugäng lich, denen der Ar -

beit nehmer nach Artikel 11 Ab satz 4 der Grund ver -

ordnung unterliegt.

Artikel 16

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 13 der

Grund  verordnung

(1)   Eine Person, die in zwei oder mehreren Mit glied -

staaten eine Tätigkeit ausübt, teilt dies dem von

der zuständigen Behörde ihres Wohnmitglied staats

bezeichneten Träger mit.

(2)   Der bezeichnete Träger des Wohnorts legt unter

Berücksichtigung von Artikel 13 der Grundver ord -

nung und von Artikel 14 der Durchführungs ver -

ord nung unverzüglich fest, welchen Rechtsvor -

schriften die betreffende Person unterliegt. Diese

erste Festlegung erfolgt vorläufig. Der Träger un -

ter richtet die bezeichneten Träger jedes Mit glied -

staats, in dem die Person eine Tätigkeit ausübt,

über sei ne vorläufige Festlegung.

(3)   Die vorläufige Festlegung der anzuwendenden

Rechtsvorschriften nach Absatz 2 erhält binnen

zwei Monaten, nachdem die von den zuständigen

Behörden des betreffenden Mitgliedstaats be zeich-

 neten Träger davon in Kenntnis gesetzt wurden,

endgültigen Charakter, es sei denn, die an zu wen-

denden Rechtsvorschriften wurden bereits auf der

Grundlage von Absatz 4 endgültig festge legt, oder

mindestens einer der betreffenden Trä ger setzt den

von der zuständigen Behörde des Wohnmitglied-

staats bezeichneten Träger vor Ab lauf dieser zwei-

monatigen Frist davon in Kennt nis, dass er die

Festlegung noch nicht akzeptieren kann oder dies-

bezüglich eine andere Auffassung vertritt.

(4)   Ist aufgrund bestehender Unsicherheit bezüglich

der Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvor -

schriften eine Kontaktaufnahme zwischen den Trä-

 gern oder Behörden zweier oder mehrerer Mit -

gliedstaaten erforderlich, so werden auf Ersuchen

eines oder mehrerer von den zuständigen Behör -

den der betreffenden Mitgliedstaaten bezeichne -

ten Träger oder auf Ersuchen der zuständigen Be -

hörden selbst die geltenden Rechtsvorschriften

un ter Berücksichtigung von Artikel 13 der Grund -

verordnung und der einschlägigen Bestim mun gen

von Artikel 14 der Durchführungsverordnung ein-

vernehmlich festgelegt.

      Sind die betreffenden Träger oder zuständigen Be -

hörden unterschiedlicher Auffassung, so be mü hen

diese sich nach den vorstehenden Bedin gun gen

um Einigung; es gilt Artikel 6 der Durch füh rungs -

verordnung.

(5)   Der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen

Rechtsvorschriften entweder vorläufig oder end -

gül tig als anwendbar bestimmt werden, teilt dies

unverzüglich der betreffenden Person mit.

(6)   Unterlässt eine Person die Mitteilung nach Absatz

1, so erfolgt die Anwendung dieses Artikels auf

Initiative des Trägers, der von der zuständigen Be -

hörde des Wohnmitgliedstaats bezeichnet wurde,

sobald er – möglicherweise durch einen anderen

betroffenen Träger – über die Situation der Person

unterrichtet wurde.
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Artikel 17

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 15 

der Grund verordnung

Vertragsbedienstete der Europäischen Gemeinschaf -

ten üben ihr Wahlrecht nach Artikel 15 der Grund ver -

ord nung zum Zeitpunkt des Abschlusses des Anstel -

lungs vertrags aus. Die zum Abschluss des Vertrages

bevollmächtigte Behörde unterrichtet den von dem

Mit glied staat, für dessen Rechtsvorschriften der Ver -

trags be diens tete der Europäischen Gemeinschaften

sich entschieden hat, bezeichneten Träger.

Artikel 18

Verfahren zur Durchführung von Artikel 16 

der Grund verordnung

Ein Antrag des Arbeitgebers oder der betreffenden Per -

son auf Ausnahme von den Artikeln 11 bis 15 der Grund-

verordnung ist bei der zuständigen Behörde o der der

Stelle zu stellen, die von der zuständigen Be hör de des

Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften der Arbeit-

nehmer oder die betreffende Person zu un ter liegen

wünscht, bezeichnet wurde; solche Anträge sind, wenn

immer dies möglich ist, im Voraus zu stellen.

Artikel 19

Unterrichtung der betreffenden Personen 

und der Ar beitgeber

(1)   Der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen

Rechtsvorschriften nach Titel II der Grundverord -

nung anzuwenden sind, unterrichtet die betreffen -

de Person sowie gegebenenfalls deren Arbeit ge -

ber über die Pflichten, die in diesen Rechtsvor -

schriften niedergelegt sind. Er gewährt ihnen die

erforderliche Unterstützung bei der Einhaltung

der Formvorschriften aufgrund dieser Rechts vor -

schriften.

(2)   Auf Antrag der betreffenden Person oder ihres Ar -

beitgebers bescheinigt der zuständige Träger des

Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften nach Ti -

 tel II der Grundverordnung anzuwenden sind, dass

und gegebenenfalls wie lange und unter wel chen

Umständen diese Rechtsvor schrif ten an zu wenden

sind.

Artikel 20

Zusammenarbeit zwischen den Trägern

(1)   Die maßgeblichen Träger erteilen dem zuständi-

gen Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechts vor -

schriften nach Titel II der Grundverordnung für

ei ne Person gelten, alle Auskünfte, die notwendig

sind für die Festsetzung des Zeitpunkts, ab dem

diese Rechtsvorschriften anzuwenden sind, und

der Beiträge, welche die betreffende Person und

ihr bzw. ihre Arbeitgeber nach diesen Rechts vor -

schriften zu leisten haben.

(2)  Der zuständige Träger des Mitgliedstaats, dessen

Rechtsvorschriften nach Titel II der Grundverord -

nung auf eine Person anzuwenden sind, macht

Informationen über den Zeitpunkt, ab dem diese

Rechtsvorschriften anzuwenden sind, dem Träger

zugänglich, der von der zuständigen Behörde des

Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften diese

Person zuletzt unterlag, bezeichnet wurde.

Artikel 21

Pflichten des Arbeitgebers

(1)   Hat ein Arbeitgeber seinen eingetragenen Sitz oder

seine Niederlassung außerhalb des zustän di gen

Mitgliedstaats, so hat er den Pflichten nach  zu -

kom men, die die auf seine Arbeitnehmer an zu -

wen denden Rechtsvorschriften vorsehen, na -

ment lich der Pflicht zur Zahlung der nach diesen

Rechts  vorschriften vorgeschriebenen Beiträge,

als hätte der Arbeitgeber seinen eingetragenen

Sitz oder seine Niederlassung in dem zuständigen

Mit glied staat.

(2)   Ein Arbeitgeber, der keine Niederlassung in dem

Mitgliedstaat hat, dessen Rechtsvorschriften auf

den Arbeitnehmer anzuwenden sind, kann mit

dem Arbeitnehmer vereinbaren, dass dieser die

Pflichten des Arbeitgebers zur Zahlung der Bei-

trä ge wahrnimmt, ohne dass die daneben fortbe-

stehenden Pflichten des Arbeitgebers berührt wür-

den. Der Arbeitgeber übermittelt eine solche Ver -

ein barung dem zuständigen Träger dieses Mit -

gliedstaats.
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TITEL III

BESONDERE VORSCHRIFTEN ÜBER DIE 

VERSCHIEDENEN ARTEN VON LEISTUNGEN

Kapitel I

Leistungen bei Krankheit sowie Leistungen 

bei Mutterschaft und gleichgestellte Leistungen 

bei Vaterschaft

Artikel 22

Allgemeine Durchführungsvorschriften

(1)  Die zuständigen Behörden oder Träger tragen da -

für Sorge, dass den Versicherten alle erforderli -

chen In for mationen über die Verfahren und Vor -

aus set zun gen für die Gewährung von Sach leis tun -

gen zur Ver fügung gestellt werden, wenn sie diese

Leis tun gen im Hoheitsgebiet eines anderen Mit -

glied staats als dem des zuständigen Trägers er-

halten.

(2)  Ungeachtet des Artikels 5 Buchstabe a der Grund -

ver ordnung hat ein Mitgliedstaat die Kosten von

Leis tungen nach Artikel 22 der Grundverordnung

nur dann zu tragen, wenn der Versicherte entwe-

der nach den Rechtsvorschriften dieses Mitglied -

staats einen Antrag auf Rente gestellt hat, oder

nach den Artikeln 23 bis 30 der Grundverord-

nung, eine Rente nach den Rechtsvorschriften die-

ses Mit gliedstaats bezieht.

Artikel 23

Regelung bei einem oder mehreren Systemen im

Wohn- oder Aufenthaltsmitgliedstaat

Sehen die Rechtsvorschriften des Wohn- oder Aufent -

haltsmitgliedstaats mehr als ein Versicherungssystem

für den Fall der Krankheit, Mutterschaft oder Vater -

schaft für eine oder mehrere Kategorien von Ver si -

cher  ten vor, so finden für Artikel 17, Artikel 19 Absatz

1 und die Artikel 20, 22, 24 und 26 der Grund ver ord -

nung die Vorschriften über das allgemeine System für

Arbeit neh mer Anwendung.

Artikel 24

Wohnort in einem anderen als dem zuständigen

Mit gliedstaat

1)  Bei der Anwendung von Artikel 17 der Grund ver -

ord nung müssen sich der Versicherte und/oder sei -

ne Familienangehörigen beim Träger ihres Wohn   -

orts eintragen lassen. Ihr Sachleistungs an spruch

im Wohnmitgliedstaat wird durch ein Do ku ment

bescheinigt, das vom zuständigen Träger auf An -

trag des Versicherten oder auf Antrag des Trägers

des Wohnorts ausgestellt wird.

2)  Das in Absatz 1 genannte Dokument gilt solange,

bis der zuständige Träger den Träger des Wohn -

orts über seinen Widerruf informiert.

     Der Träger des Wohnorts benachrichtigt den zu -

stän digen Träger von jeder Eintragung nach Ab -

satz 1 und von jeder Änderung oder Streichung

dieser Eintragung.

3)  Für die in den Artikeln 22, 24, 25 und 26 der

Grund verordnung genannten Personen gilt dieser

Artikel entsprechend.

Artikel 25

Aufenthalt in einem anderen als dem 

zuständigen Mit gliedstaat

.  Verfahren und Umfang des Anspruchs

1)  Bei der Anwendung von Artikel 19 der Grund ver -

ord nung legt der Versicherte dem Erbringer von

Ge sundheitsleistungen im Aufenthaltsmitglied staat

ein von dem zuständigen Träger ausge stel l tes Do -

ku ment vor, das seinen Sachleistungs an spruch be-

scheinigt. Verfügt der Versicherte nicht über ein

solches Dokument, so fordert der Träger des Auf -

ent haltsorts auf Antrag oder falls andernfalls er-

forderlich das Dokument beim zuständigen Träger

an.

2) Dieses Dokument bescheinigt, dass der Ver sicher -

te unter den Voraussetzungen des Artikels 19 der

Grund verordnung zu denselben Bedingungen wie

nach den Rechtsvorschriften des Aufenthalts mit -

glied staats versicherte Personen Anspruch auf Sach  -

leistungen hat.

(

(

(

A

(

(
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(3)  Sachleistungen im Sinne von Artikel 19 Absatz 1

der Grundverordnung sind diejenigen, die im Auf -

ent haltsmitgliedstaat nach dessen Rechtsvor schrif -

 ten erbracht werden und sich als medizi nisch not-

wendig erweisen, damit der Versicherte nicht vor-

zeitig in den zuständigen Mitgliedstaat zu rück-

kehren muss, um dort die erforderlichen me dizi-

nischen Leistungen zu erhalten.

B.   Verfahren und Modalitäten der Übernahme und/ 

oder Erstattung von Sachleistungen

(4)  Hat der Versicherte die Kosten aller oder eines Teils

der im Rahmen von Artikel 19 der Grund verord -

nung erbrachten Sachleistungen selbst getragen

und ermöglichen die vom Träger des Aufent halts -

orts angewandten Rechtsvorschriften, dass diese

Kosten dem Versicherten erstattet werden, so kann

er die Erstattung beim Träger des Aufent haltsorts

beantragen. In diesem Fall erstattet ihm dieser di -

rekt den diesen Leistungen entsprechenden Betrag

innerhalb der Grenzen und Bedingungen der nach

seinen Rechtsvorschriften geltenden Erstattungs -

sätze.

(5)  Wurde die Erstattung dieser Kosten nicht unmit-

telbar beim Träger des Aufenthaltsorts beantragt,

so werden sie der betreffenden Person vom zu -

stän digen Träger nach den für den Träger des Auf -

enthaltsorts geltenden Erstattungssätzen oder den

Beträgen erstattet, die dem Träger des Aufent halts -

ortes im Fall der Anwendung von Artikel 62 der

Durchführungsverordnung in dem betreffenden Fall

erstattet worden wären.

     Der Träger des Aufenthaltsorts erteilt dem zu stän -

digen Träger auf dessen Ersuchen die erforderli -

chen Auskünfte über diese Erstattungssätze oder

Beträge.

(6) Abweichend von Absatz 5 kann der zuständige Trä-

 ger die entstandenen Kosten innerhalb der Gren -

zen und nach Maßgabe der in seinen Rechts vor-

schriften niedergelegten Erstattungssätze er stat ten,

sofern sich der Versicherte mit der Anwen dung

dieser Bestimmung einverstanden erklärt hat.

(7)  Sehen die Rechtsvorschriften des Aufenthaltsmit -

gliedstaats in dem betreffenden Fall keine Erstat -

tung nach den Absätzen 4 und 5 vor, so kann der

zu ständige Träger die Kosten innerhalb der Gren -

zen und nach Maßgabe der in seinen Rechtvor -

schrif ten niedergelegten Erstattungssätze erstatten,

ohne dass das Einverständnis des Ver sicher ten er -

forderlich wäre.

(8) Die Erstattung an den Versicherten überschreitet

in keinem Fall den Betrag der ihm tatsächlich ent-

standenen Kosten.

(9) Im Fall erheblicher Ausgaben kann der zuständige

Träger dem Versicherten einen angemessenen Vor -

schuss zahlen, nachdem dieser den Erstat tungs an -

trag bei ihm eingereicht hat.

C.   Familienangehörige

(10)Die Absätze 1 bis 9 gelten entsprechend für die Fa -

milienangehörigen des Versicherten.

Artikel 26

Geplante Behandlungen

A.  Genehmigungsverfahren

(1)  Bei der Anwendung von Artikel 20 Absatz 1 der

Grundverordnung legt der Versicherte dem Träger

des Aufenthaltsorts ein vom zuständigen Träger

ausgestelltes Dokument vor. Für die Zwecke des

vor liegenden Artikels bezeichnet der Ausdruck „zu  -

ständiger Träger" den Träger, der die Kosten der

geplanten Behandlung zu tragen hat; in den Fällen

nach Artikel 20 Absatz 4 und Artikel 27 Absatz 5

der Grundverordnung, in denen die im Wohn mit -

gliedstaat erbrachten Sachleistungen auf der Grund-

lage von Pauschalbeiträgen erstattet werden, be-

zeichnet der Ausdruck „zuständiger Träger" den

Träger des Wohnorts.

(2)  Wohnt der Versicherte nicht in dem zuständigen

Mitgliedstaat, so muss er die Genehmigung beim

Träger des Wohnorts beantragen, der den Antrag

unverzüglich an den zuständigen Träger weiterlei -

tet.

     In diesem Fall bescheinigt der Träger des Wohn -

orts, ob die Bedingungen des Artikels 20 Absatz 2

Satz 2 der Grundverordnung in dem Wohnmit -

gliedstaat erfüllt sind.
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     Der zuständige Träger kann die beantragte Ge neh -

migung nur verweigern, wenn nach Einschätzung

des Trägers des Wohnorts die Bedingungen des

Artikels 20 Absatz 2 Satz 2 der Grundverordnung

in dem Wohnmitgliedstaat des Versicherten nicht

erfüllt sind oder wenn die gleiche Behandlung im

zuständigen Mitgliedstaat selbst innerhalb eines in

Anbetracht des derzeitigen Gesundheits zu stands

und des voraussichtlichen Verlaufs der Krank heit

der betroffenen Person medizinisch ver tretbaren

Zeitraums gewährt werden kann.

     Der zuständige Träger teilt dem Träger des Wohn -

ortes seine Entscheidung mit.

     Geht innerhalb der nach innerstaatlichem Recht

des betreffenden Mitgliedstaats geltenden Fristen

keine Antwort ein, so gilt die Genehmigung als

durch den zuständigen Träger erteilt.

(3)  Benötigt eine versicherte Person, die nicht in dem

zuständigen Mitgliedstaat wohnhaft ist, eine drin-

gende und lebensnotwendige Behandlung und darf

die Genehmigung nach Artikel 20 Absatz 2 Satz 2

der Grundverordnung nicht verweigert werden, so

erteilt der Träger des Wohnorts die Ge neh migung

für Rechnung des zuständigen Trägers und unter-

richtet den zuständigen Träger unverzüglich hier-

von.

     Der zuständige Träger akzeptiert die Befunde und

therapeutischen Entscheidungen der von dem Trä -

ger des Wohnorts, der die Ge neh migung erteilt,

autorisierten Ärzte in Bezug auf die Erfor der lich -

keit einer dringenden lebensnotwendigen Be hand -

lung.

(4)  Der zuständige Träger behält das Recht, den Ver -

sicherten jederzeit im Verlauf des Genehmi gungs -

verfahrens von einem Arzt seiner Wahl im Auf ent -

halts- oder Wohnmitgliedstaat untersuchen [die

Redaktion: zu] las sen.

(5)  Unbeschadet einer etwaigen Entscheidung über

eine Genehmigung unterrichtet der Träger des Auf -

enthaltsorts den zuständigen Träger, wenn eine Er-

 gänzung der durch die vorhandene Geneh mi gung

abgedeckten Behandlung aus medizinischen Grün -

den angezeigt erscheint.

B.   Übernahme der dem Versicherten entstandenen

Kosten von Sachleistungen

(6) Unbeschadet der Bestimmungen von Absatz 7 gilt

Artikel 25 Absätze 4 und 5 der Durchführungs ver -

ordnung entsprechend.

(7)  Hat der Versicherte einen Teil oder die gesamten

Kosten der genehmigten ärztlichen Behandlung

tat  sächlich selbst getragen und sind die vom zu -

ständigen Träger dem Träger des Aufenthaltsorts

oder nach Absatz 6 dem Versicherten zu erstatten-

den Kosten (tatsächliche Kosten) geringer als die

Kosten, die er für die gleiche Behandlung im zu -

ständigen Mitgliedstaat hätte übernehmen müs sen

(angenommene Kosten), so erstattet der zu stän di-

ge Träger auf Antrag die dem Versicherten entstan-

denen Behandlungskosten bis zur Höhe des Be-

trags, um den die angenommenen Kosten die tat-

sächlichen Kosten überschreiten. Der Er stat tungs-

betrag darf jedoch die dem Versicherten tatsäch-

lich entstandenen Kosten nicht überschrei ten; der

Betrag, den der Versicherte bei einer Be hand lung

im zuständigen Mitgliedstaat selbst hät te be zah-

len müssen, kann dabei berücksichtigt werden.

C.   Übernahme der Reise- und Aufenthaltskosten bei

geplanten Behandlungen

(8) Wenn die nationalen Rechtsvorschriften des zu stän-

digen Trägers die Erstattung der mit der Be hand -

lung des Versicherten untrennbar verbundenen

Reise- und Aufenthaltskosten vorsehen, so über-

nimmt dieser Träger diese Kosten der betreffenden

Person und erforderlichenfalls diejenigen ei ner Be-

gleitperson, sofern eine entsprechende Ge nehmi-

gung für eine Behandlung in einem an de ren Mit-

gliedstaat erteilt wird.

D.  Familienangehörige

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten entsprechend für die

Familienangehörigen des Versicherten.
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Artikel 27

Geldleistungen wegen Arbeitsunfähigkeit bei 

Auf ent halt oder Wohnsitz in einem anderen als 

dem zuständigen Mitgliedstaat

A.  Verfahrensvorschriften für den Versicherten

(1)  Verlangen die Rechtsvorschriften des zuständigen

Mitgliedstaats vom Versicherten die Vorlage einer

Bescheinigung für den Bezug von Geldleistungen

bei Arbeitsunfähigkeit nach Artikel 21 Absatz 1 der

Grundverordnung, so lässt sich der Versicherte ei -

ne Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, in der auch

die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit

anzugeben ist, von dem Arzt ausstellen, der in sei-

nem Wohnmitgliedstaat seinen Gesundheits zu -

stand festgestellt hat.

(2)  Der Versicherte übermittelt die Bescheinigung in -

nerhalb der in den Rechtsvorschriften des zu stän -

digen Mitgliedstaats festgesetzten Frist dem zu -

ständigen Träger.

(3)  Stellen die behandelnden Ärzte des Wohnmit glied -

staats keine Arbeitsunfähigkeits bescheini gun gen

aus, und werden diese nach den Rechts vor schrif-

ten des zuständigen Mitgliedstaats verlangt, so wen-

det sich die betreffende Person un mit tel bar an den

Träger des Wohnorts. Dieser veranlasst sofort die

ärztliche Beurteilung der Arbeits un fä hig keit der be-

treffenden Person und die Aus stel lung der in Ab-

satz 1 genannten Bescheinigung. Die Bescheinigung

muss dem zuständigen Träger un ver züglich über-

mittelt werden.

(4)  Die Übermittlung des in den Absätzen 1, 2 und 3

ge nannten Dokuments enthebt den Versicherten

nicht der Pflichten, die ihn aufgrund der gelten den

Rechtsvorschriften insbesondere seinem Ar beit -

geber gegenüber treffen. Der Arbeitgeber und/ oder

der zuständige Träger kann den Arbeit neh mer ge-

gebenenfalls zur Teilnahme an Tätigkeiten auffor-

dern, die die Wiederaufnahme der Arbeit durch

den Versicherten fördern und unterstützen sollen.

B.   Verfahrensvorschriften für den Träger des Woh n-

 mitgliedstaats

(5)  Auf Verlangen des zuständigen Trägers führt der

Träger des Wohnorts die erforderlichen verwal-

tungsmäßigen Kontrollen oder eine ärztliche Kon -

trolluntersuchung der betreffenden Person nach

den von diesem letztgenannten Träger angewand -

ten Rechtsvorschriften durch. Den Bericht des Arz -

tes, der die Kontrolluntersuchung durchgeführt

hat, betreffend insbesondere die Angaben zur vor -

aussichtlichen Dauer der Arbeitsun fähig keit, über-

 mittelt der Träger des Wohnorts unverzüglich dem

zuständigen Träger.

C.   Verfahrensvorschriften für den zuständigen Trä ger

(6) Dem zuständigen Träger steht es frei, den Ver si -

cher ten durch einen Arzt seiner Wahl untersuchen

zu lassen.

(7)  Unbeschadet des Artikels 21 Absatz 1 Satz 2 der

Grundverordnung zahlt der zuständige Träger die

Geldleistungen unmittelbar an die betreffende Per -

son und unterrichtet erforderlichenfalls den Trä-

ger des Wohnorts hiervon.

(8) Bei der Anwendung von Artikel 21 Absatz 1 der

Grundverordnung besitzen die auf dem ärztlichen

Befund des untersuchenden Arztes oder Trägers

beruhenden Angaben in einer in einem anderen

Mitgliedstaat ausgestellten Bescheinigung über die

Arbeitsunfähigkeit eines Versicherten die glei che

Rechtsgültigkeit wie eine im zuständigen Mit glied -

staat ausgestellte Bescheinigung.

(9) Versagt der zuständige Träger, die Geldleistungen,

so teilt er dem Versicherten seine Entscheidung

mit und unterrichtet gleichzeitig den Träger des

Wohnorts.

D.  Verfahren bei Aufenthalt in einem anderen als

dem zuständigen Mitgliedstaat

(10)Die Absätze 1 bis 9 gelten entsprechend, wenn sich

der Versicherte in einem anderen als dem zu stän-

digen Mitgliedstaat aufhält.
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Artikel 28

Geldleistungen bei Pflegebedürftigkeit bei

Aufenthalt oder Wohnort in einem anderen als

dem zuständigen Mitgliedstaat

A.  Verfahrensvorschriften für den Versicherten

(1)  Für den Bezug von Geldleistungen bei Pflege be -

dürftigkeit nach Artikel 21 Absatz 1 der Grund ver -

ord nung wendet sich der Versicherte an den zu -

ständigen Träger. Der zuständige Träger unterrich-

 tet erforderlichenfalls den Träger des Wohnorts.

B.   Verfahrensvorschriften für den Träger des Wohn -

orts

(2)  Auf Verlangen des zuständigen Trägers untersucht

der Träger des Wohnorts den Zustand des Ver si -

cherten im Hinblick auf seine Pflegebedürftigkeit.

Der zuständige Träger übermittelt dem Träger des

Wohnorts alle erforderlichen Informationen für

eine solche Untersuchung.

C.   Verfahrensvorschriften für den zuständigen Trä -

ger

(3)  Um den Grad der Pflegebedürftigkeit zu bestim-

men, kann der zuständige Träger den Versicherten

von einem Arzt oder einem anderen Experten sei -

ner Wahl untersuchen lassen.

(4)  Artikel 27 Absatz 7 der Durchführungsverordnung

gilt entsprechend.

D.  Verfahren bei Aufenthalt in einem anderen als

dem zuständigen Mitgliedstaat

(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn sich

der Versicherte in einem anderen als dem zu stän -

digen Mitgliedstaat aufhält.

E.   Familienangehörige

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die Fa -

milienangehörigen des Versicherten.

Artikel 29

Anwendung von Artikel 28 der Grundverordnung

Ist der Mitgliedstaat, in dem der ehemalige Grenz gän -

ger zuletzt eine Erwerbstätigkeit ausgeübt hat, nicht

mehr der zuständige Mitgliedstaat und begibt sich der

ehemalige Grenzgänger oder ein Familienangehöriger

dorthin, um Sachleistungen nach Artikel 28 der Grund-

 verordnung zu erlangen, so legt er dem Träger des

Auf  enthaltsorts ein vom zuständigen Träger ausge stel-

l tes Dokument vor.

Artikel 30

Beiträge der Rentner

Erhält eine Person Renten aus mehr als einem Mit -

glied staat, so darf der auf alle gezahlten Renten er ho -

bene Betrag keinesfalls den Betrag übersteigen, der

bei einer Person erhoben wird, die denselben Betrag

an Renten in dem zuständigen Mitgliedstaat erhält.

Artikel 31

Anwendung von Artikel 34 der Grundverordnung

A.  Verfahrensvorschriften für den zuständigen Trä -

ger

(1)  Der zuständige Träger informiert die betreffende

Person über die Regelung des Artikels 34 der

Grund verordnung betreffend das Verbot des Zu -

sam mentreffens von Leistungen. Bei der Anwen -

dung solcher Vorschriften muss gewährleistet

sein, dass eine Person, die nicht im zuständigen

Mit gliedstaat wohnt, Anspruch auf Leistungen in

zu mindest dem Gesamtumfang oder -wert hat,

den sie beanspruchen könnte, wenn sie in diesem

Mit gliedstaat wohnen würde.

(2)  Der zuständige Träger informiert ferner den Trä-

ger des Wohn- oder Aufenthaltsortes über die Zah -

lung der Geldleistungen bei Pflegebedürftigkeit,

wenn die von dem letztgenannten Träger ange -

wen deten Rechtsvorschriften Sachleistungen bei

Pflegebe dürf tigkeit, die in der Liste nach Artikel

34 Absatz 2 der Grundverordnung aufgeführt

sind, vor sehen.

B.   Verfahrensvorschriften für den Träger des Wohn-

oder Aufenthaltsortes

(3)  Nachdem der Träger des Wohn- oder Aufenthalts -

orts die Informationen gemäß Absatz 2 erhalten

hat, unterrichtet er unverzüglich den zuständigen

Träger über jegliche Sachleistungen bei Pflege be -

dürftigkeit, die er der betreffenden Person für den -

sel ben Zweck nach seinen Rechts vor schriften ge -

währt, sowie über den hierfür gelten den Erstat -

tungssatz.
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(4)  Die Verwaltungskommission trifft gegebenenfalls

Maßnahmen zur Durchführung dieses Artikels.

Artikel 32

Besondere Durchführungsvorschriften

(1)  Werden Einzelpersonen oder Personengruppen auf

Antrag von der Krankenversicherungspflicht frei -

ge  stellt und sind diese Personen damit nicht durch

ein Krankenversicherungssystem abge deckt, auf

das die Grundverordnung Anwendung findet, so

kann der Träger eines anderen Mit glied staats nicht

allein aufgrund dieser Freistellung zur Übernahme

der Kosten der diesen Personen oder ihren Fami-

lienangehörigen gewährten Sach- oder Geld leist-

ungen nach Titel III Kapitel I der Grund ver ord nung

verpflichtet werden.

(2)  Für die Mitgliedstaaten nach Anhang 2 gelten die

Vorschriften des Titels III Kapitel I der Grund ver -

ordnung, die sich auf Sachleistungen beziehen, für

Personen, die ausschließlich aufgrund eines Son -

 dersystems für Beamte Anspruch auf Sach leis tun-

gen haben, nur in dem dort genannten Um fang.

     Der Träger eines anderen Mitgliedstaats darf nicht

allein aus diesen Gründen zur Übernahme der

Kosten der diesen Personen oder ihren Familien -

an gehörigen gewährten Sach- oder Geldleistun -

gen verpflichtet werden.

(3)  Wohnen die in den Absätzen 1 und 2 genannten

Personen und ihre Familienangehörigen in einem

Mitgliedstaat, in welchem Sachleistungs an sprü che

nicht von Versicherungsbedingungen oder von der

Ausübung einer Beschäftigung oder selbständigen

Erwerbstätigkeit abhängen, so sind sie verpflich -

tet, die Kosten der ihnen in ihrem Wohnstaat ge -

währten Sachleistungen in voller Höhe zu tragen.

Kapitel II

Leistungen bei Arbeitsunfällen und 

Berufskrank hei ten

Artikel 33

Anspruch auf Sach- und Geldleistungen bei

Wohnort oder Aufenthalt in einem anderen

Mitgliedstaat als dem zuständigen Mitgliedstaat

(1)  Die in den Artikeln 24 bis 27 der Durchfüh rungs -

ver ordnung vorgesehenen Verfahren gelten bei der

Anwendung von Artikel 36 der Grundver ord nung

entsprechend.

(2)  Gewährt ein Träger des Aufenthalts- oder Wohn -

mitgliedstaats besondere Sachleistungen als Folge

eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit

nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften die -

ses Mitgliedstaats, so teilt er dies unverzüglich

dem zuständigen Träger mit.

Artikel 34

Verfahren bei Arbeitsunfällen oder Berufskrank -

hei ten, die in einem anderen Mitgliedstaat als

dem zu ständigen Mitgliedstaat eintreten

(1)  Ein Arbeitsunfall, der in einem anderen Mit glied -

staat als dem zuständigen Mitgliedstaat eintritt,

oder eine Berufskrankheit, die dort erstmals ärzt -

lich festgestellt wird, ist nach den Rechtsvor schrif -

ten des zuständigen Mitgliedstaats zu melden

oder anzuzeigen, wenn die Meldung oder An zei ge

nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vor -

ge sehen ist; etwaige andere gesetzliche Be stim -

mungen, die im Gebiet des Mitgliedstaats gelten,

in dem der Arbeitsunfall eintrat oder die Be rufs -

krankheit erstmals ärztlich festgestellt wur de, und

die in einem solchen Fall weiterhin an zu wenden

sind, werden hierdurch nicht berührt. Die Mel dung

oder Anzeige ist an den zuständigen Trä ger zu

richten.

(2)  Der Träger des Mitgliedstaats, in dessen Hoheits-

gebiet der Arbeitsunfall eingetreten ist oder die Be -

rufskrankheit erstmals ärztlich festgestellt wurde,

übermittelt dem zuständigen Träger die im Ho -

heits gebiet dieses Mitgliedstaats ausgestellten ärzt-

lichen Bescheinigungen.
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(3)  Sind bei einem Unfall auf dem Weg zu oder von

der Arbeit im Hoheitsgebiet eines anderen Mit -

glied staats als des zuständigen Mitgliedstaats Nach-

 forschungen im Hoheitsgebiet des erstge nann   ten

Mitgliedstaats erforderlich, um einen An spruch auf

entsprechende Leistungen fest zu stel len, so kann

der zuständige Träger zu diesem Zweck ei ne Per-

son benennen, wovon er die Be hör den des betref-

fenden Mitgliedstaats unterrich tet. Die Träger ar-

beiten zusammen, um alle einschlägigen Informa-

tionen zu bewerten und in die Protokolle und alle

sonstigen Unterlagen über den Unfall Ein sicht zu

nehmen.

(4)  Nach Beendigung der Behandlung wird auf An fra -

ge des zuständigen Trägers ein ausführlicher Be -

richt mit den ärztlichen Bescheinigungen über die

Dauerfolgen des Unfalls oder der Krankheit, ins-

besondere über den derzeitigen Zustand der ver-

letzten Person sowie über die Heilung oder die

Kon solidierung der Schäden, übersandt. Die Ho -

no rare hierfür werden vom Träger des Wohn- oder

Aufenthaltsorts nach dem Tarif dieses Trägers zu

Lasten des zuständigen Trägers gezahlt.

(5)  Auf Ersuchen des Trägers des Wohn- oder Auf ent -

haltsorts unterrichtet der zuständige Träger die -

sen gegebenenfalls von der Entscheidung, in der

der Tag der Heilung oder der Konsolidierung der

Schä den festgelegt wird, sowie gegebenenfalls von

der Entscheidung über die Gewährung einer Rente.

Artikel 35

Streitigkeiten hinsichtlich des beruflichen

Charakters eines Unfalls oder einer Krankheit

(1)  Bestreitet der zuständige Träger nach Artikel 36

Ab  satz 2 der Grundverordnung, dass die Rechts -

vor  schriften über Arbeitsunfälle oder Berufs krank-

 heiten anzuwenden sind, so teilt er dies unver -

züg lich dem Träger des Wohn- oder Aufenthalts-

orts mit, der die Sachleistungen gewährt hat; die-

se Sach leistungen gelten sodann als Leistungen der

Krankenversicherung.

(2)  Ist zu dieser Frage eine endgültige Entscheidung

ergangen, so teilt der zuständige Träger dies un -

ver züglich dem Träger des Wohn- oder Auf ent -

halts orts mit, der die Sachleistungen gewährt hat. 

     Wird kein Arbeitsunfall bzw. keine Berufs krank -

heit festgestellt, so werden die Sachleistungen wei -

terhin als Leistungen der Krankenversicherung ge -

währt, sofern die betreffende Person Anspruch da -

rauf hat.

     Wird ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit

festgestellt, so gelten die der betreffenden Person

gewährten Sachleistungen der Krankenversiche -

rung als Leistungen aufgrund eines Arbeitsunfalls

oder einer Berufskrankheit ab dem Tag, an dem

der Arbeitsunfall eingetreten ist oder die Berufs -

krank heit erstmals ärztlich festgestellt wurde.

(3)  Artikel 6 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Durchfüh -

rungs verordnung gilt entsprechend.

Artikel 36

Verfahren bei einer in mehr als einem

Mitgliedstaat ausgeübten Tätigkeit, die eine

Berufskrankheit 

verursachen kann

(1)  Im Fall des Artikels 38 der Grundverordnung wird

die Meldung oder Anzeige der Berufskrankheit

dem für Berufskrankheiten zuständigen Träger des

Mit glied staats übermittelt, nach dessen Rechts -

vor schrif ten der Betroffene zuletzt eine Tätigkeit

ausgeübt hat, die die betreffende Krankheit ver-

ursa chen kann.

     Stellt der Träger, an den die Meldung oder An zei -

ge übermittelt wurde, fest, dass zuletzt nach den

Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats

ei  ne Tätigkeit ausgeübt worden ist, die die betref-

fende Berufskrankheit verursachen kann, so über-

mittelt er die Meldung oder Anzeige und alle bei -

gefügten Unterlagen dem entsprechenden Träger

dieses Mitgliedstaats.

(2)  Stellt der Träger des Mitgliedstaats, nach dessen

Rechtsvorschriften der Betroffene zuletzt eine Tä-

tig  keit ausgeübt hat, die die betreffende Berufs -

krank heit verursachen kann, fest, dass der Betrof -

fene oder seine Hinterbliebenen die Voraus set -

zun gen dieser Rechtsvorschriften nicht erfüllen,

z.B. weil der Betroffene in diesem Mitgliedstaat

nie eine Tätigkeit ausgeübt hat, die die Berufs -
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krank heit ver ursacht hat, oder weil dieser Mit -

glied staat nicht anerkennt, dass es sich um eine

Berufs krank heit handelt, so übermittelt dieser

Trä ger die Meldung oder Anzeige und alle bei-

gefüg ten Un terlagen, ein schließlich der ärztlichen

Fest stellun gen und Gut achten, die der erste Trä-

ger ver anlasst hat, un ver züglich dem Träger des

Mit gliedstaats, nach des sen Rechtsvorschriften der

Be troffene zu vor eine Tätigkeit ausgeübt hat, die

die betreffen de Be rufs krankheit verursachen kann.

(3)  Gegebenenfalls wiederholen die Träger das in Ab -

satz 2 beschriebene Verfahren für die Vergangen -

heit, bis dies zu dem entsprechenden Träger des

Mitgliedstaats zurückführt, nach dessen Rechts -

vor schriften der Betroffene zuerst eine Tätigkeit

aus geübt hat, die die betreffende Berufskrankheit

ver ursachen kann.

Artikel 37

Informationsaustausch zwischen Trägern und Zah -

lung von Vorschüssen bei Einlegung eines Rechts -

be helfs gegen eine ablehnende Entscheidung

(1)  Im Fall eines Rechtsbehelfs gegen eine ableh nen -

de Entscheidung des Trägers eines Mitgliedstaats,

nach dessen Rechtsvorschriften der Betroffene ei -

ne Tätigkeit ausgeübt hat, die die betreffende Be -

rufskrankheit verursachen kann, hat dieser Trä-

ger den Träger, dem die Meldung oder Anzeige

nach dem Verfahren des Artikels 36 Absatz 2 der

Durch führungsverordnung übermittelt wurde, hier-

von zu unterrichten und ihn später, wenn eine end -

gül tige Entscheidung ergangen ist, entsprechend

zu informieren.

(2)  Besteht ein Leistungsanspruch nach den Rechts -

vor schriften, die der Träger, dem die Meldung

oder Anzeige übermittelt wurde, anwendet, so

zahlt dieser Träger Vorschüsse, deren Höhe ge ge -

be nen falls nach Anhörung des Trägers, gegen des -

sen Ent scheidung der Rechtsbehelf eingelegt wur -

de, festgelegt wird, wobei darauf zu achten ist,

dass zu viel gezahlte Beträge vermieden werden.

Der letztgenannte Träger erstattet die gezahlten

Vorschüsse, wenn er aufgrund der Entscheidung

über den Rechtsbehelf die Leistungen zu gewäh -

ren hat. Die Vorschüsse werden dann nach dem

Verfahren der Artikel 73 und 74 der Durchfüh -

rungs ver ord nung von den Leistungen einbehalten,

auf die die betreffende Person Anspruch hat.

(3)  Artikel 6 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Durchfüh -

rungs verordnung gilt entsprechend.

Artikel 38

Verschlimmerung einer Berufskrankheit

In den in Artikel 39 der Grundverordnung genannten

Fällen hat der Antragsteller dem Träger des Mitglied -

staats, bei dem er Leistungsansprüche geltend macht,

Informationen über die früher wegen der betreffen-

den Berufskrankheit gewährten Leistungen zu ertei-

len. Dieser Träger kann bei jedem Träger, der früher

zu ständig gewesen ist, die Informationen einholen,

die er für erforderlich hält.

Artikel 39

Bemessung des Grades der Erwerbsminderung im

Fall früherer oder späterer Arbeitsunfälle oder 

Be rufs krankheiten

Wurde eine früher oder später eingetretene Er werbs -

minderung durch einen Unfall verursacht, der eintrat,

als für die betreffende Person die Rechtsvorschriften

eines Mitgliedstaats galten, die nicht nach dem Ur -

sprung der Erwerbsminderung unterscheiden, so hat

der zuständige Träger oder die von der zuständigen

Behörde des betreffenden Mitgliedstaats bezeichnete

Stelle:

a)   auf Verlangen des zuständigen Trägers eines an de -

ren Mitgliedstaats Angaben über den Grad der frü -

her oder später eingetretenen Erwerbsmin derung

zu machen sowie nach Möglichkeit Auskünfte zu

erteilen, anhand deren festgestellt werden kann,

ob die Erwerbsminderung Folge eines Arbeitsun -

falls im Sinne der vom Träger des anderen Mit -

gliedstaats anzuwendenden Rechtsvorschriften ist;

b)   für die Begründung des Anspruchs und die Fest -

setzung des Leistungsbetrags nach den von ihm

an zuwendenden Rechtsvorschriften den durch die-

 se früheren oder späteren Fälle verursachten Grad

der Erwerbsminderung zu berücksichtigen. 
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Artikel 40 

Einreichung und Bearbeitung von Anträgen auf 

Ren ten oder Zulagen zu Renten

Betroffene oder deren Hinterbliebene haben für den

Be zug einer Rente oder einer Zulage zu einer Rente

nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied -

staats als dem, in dem sie wohnen, gegebenenfalls

einen Antrag entweder beim zuständigen Träger zu

stellen oder beim Träger des Wohnorts, der ihn so -

dann an den zuständigen Träger weiterleitet.

Der Antrag muss die Informationen enthalten, die

nach den vom zuständigen Träger anzuwendenden

Rechts vorschriften erforderlich sind.

Artikel 41

Besondere Durchführungsvorschriften

(1)  Im Hinblick auf die in Anhang 2 genannten Mit -

glied staaten gelten die Vorschriften des Titels III Ka -

pitel 2 der Grundverordnung, die sich auf Sach -

leistungen beziehen, für Personen, die ausschließ -

lich aufgrund eines Sondersystems für Beamte An -

spruch auf Sachleistungen haben, nur in dem dort

genannten Umfang.

(2)  Artikel 32 Absatz 2 Satz 2 und Artikel 32 Absatz 3

der Durchführungsverordnung gilt entsprechend.

Kapitel III

Sterbegeld

Artikel 42

Antrag auf Sterbegeld

Bei der Anwendung von Artikel 42 und 43 der Grund -

ver ordnung ist der Antrag auf Sterbegeld entweder

beim zuständigen Träger zu stellen oder beim Träger

des Wohnorts des Antragstellers, der ihn an den zu -

ständigen Träger weiterleitet.

Der Antrag muss die Informationen enthalten, die ge -

mäß den vom zuständigen Träger anzuwendenden

Rechts vorschriften erforderlich sind.

Kapitel IV

Leistungen bei Invalidität, Alters- und

Hinterbliebenenrenten

Artikel 43

Ergänzende Vorschriften für die Berechnung 

der Leis tungen

(nicht wiedergegeben)

Artikel 44

Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten

(nicht wiedergegeben)

Artikel 45

Beantragung von Leistungen

(nicht wiedergegeben)

Artikel 46

Angaben und Unterlagen zu Leistungsanträgen

(nicht wiedergegeben)

Artikel 47

Bearbeitung der Anträge durch die beteiligten Trä -

ger

(nicht wiedergegeben)

Artikel 48

Mitteilung der Entscheidungen an den

Antragsteller

(nicht wiedergegeben)
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Artikel 49

Bemessung des Grades der Invalidität

(nicht wiedergegeben)

Artikel 50

Vorläufige Zahlungen und Vorschüsse

(nicht wiedergegeben)

Artikel 51

Neuberechnung der Leistungen

(nicht wiedergegeben)

Artikel 52

Maßnahmen zur beschleunigten Berechnung 

der Ren te

(nicht wiedergegeben)

Artikel 53

Koordinierungsmaßnahmen in den

Mitgliedstaaten

(nicht wiedergegeben)

Kapitel V

Leistungen bei Arbeitslosigkeit

Artikel 54

Zusammenrechnung der Zeiten und 

Berechnung der Leistungen

(nicht wiedergegeben)

Artikel 55

Bedingungen und Grenzen für die

Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs eines

Arbeitslosen, der sich in einen anderen

Mitgliedstaat begibt

(nicht wiedergegeben)

Artikel 56

Arbeitslose, die in einem anderen als dem 

zuständigen Mitgliedstaat gewohnt haben

(nicht wiedergegeben)

Artikel 57

Vorschriften für die Anwendung der Artikel 61, 62,

64 und 65 der Grundverordnung auf von einem

Son der system für Beamte erfasste Personen

(nicht wiedergegeben)

Kapitel VI

Familienleistungen

Artikel 58

Prioritätsregeln bei Zusammentreffen von 

Ansprü chen

(nicht wiedergegeben)

Artikel 59

Regelungen für den Fall, in dem sich die

anzuwenden den Rechtsvorschriften und/oder die

Zuständig keit für die Gewährung von

Familienleistungen ändern

(nicht wiedergegeben)

Artikel 60

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 67 und

68 der Grundverordnung

(nicht wiedergegeben)

Artikel 61

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 69 

der Grund verordnung

(nicht wiedergegeben)
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TITEL IV

FINANZVORSCHRIFTEN

Kapitel I

Kostenerstattung für Leistungen bei der

Anwendung von Artikel 35 und Artikel 41 der

Grundverordnung

Abschnitt 1

Erstattung auf der Grundlage tatsächlicher

Aufwendungen

Artikel 62

Grundsätze

(1)  Bei der Anwendung von Artikel 35 und 41 der

Grund verordnung erstattet der zuständige Träger

dem Träger, der die Sachleistungen gewährt hat,

diese in Höhe der tatsächlichen Ausgaben, die

sich aus der Rechnungsführung dieses Trägers er -

geben, außer bei Anwendung des Artikels 63 der

Durch füh rungsverordnung.

(2)  Geht der tatsächliche Betrag der in Absatz 1 ge -

nann ten Ausgaben für Sachleistungen nicht oder

teil wei se nicht aus der Rechnungsführung des Trä -

gers, der sie gewährt hat, hervor, so wird der zu

erstattende Betrag auf der Grundlage aller ge eig ne -

ten Be zugsgrößen, die den verfügbaren Daten ent -

nommen werden, pauschal berechnet. Die Ver -

wal tungs  kommission beurteilt die Grundlagen für

die Be rechnung der Pauschalbeträge und stellt de -

ren Hö he fest.

(3)  Für die Erstattung können keine höheren Sätze be -

 rücksichtigt werden als diejenigen, die für Sach leis -

tungen an Versicherte maßgeblich sind, die den

Rechtsvorschriften unterliegen, die für den Trä   ger,

der die in Absatz 1 genannten Sachleis tun gen ge -

währt hat, gelten.

Abschnitt 2

Erstattung auf der Grundlage von

Pauschalbeträgen

Artikel 63

Bestimmung der betroffenen Mitgliedstaaten

(1)  Die unter Artikel 35 Absatz 2 der Grundver ord nung

fallenden Mitgliedstaaten, deren Rechts- und Ver -

wal tungsstruktur eine Erstattung auf der Grund   la -

ge der tatsächlichen Aufwendungen nicht zweck -

mäßig macht, sind in Anhang 3 der Durch füh rungs-

 verordnung aufgeführt.

(2)  Für die in Anhang 3 der Durchführungsverordnung

aufgeführten Mitgliedstaaten wird der Betrag der

Sachleistungen,

     a)  die nach Artikel 17 der Grundverordnung Fa mi -

lienangehörigen gewährt wurden, die in einem

anderen Mitgliedstaat als der Versicherte woh -

nen und

     b) die nach Artikel 24 Absatz 1 und den Artikeln

25 und 26 der Grundverordnung Rentnern und

ihren Familienangehörigen gewährt wurden, 

         den Trägern, die diese Sachleistungen gewährt

haben, von den zuständigen Trägern auf der

Grundlage eines Pauschalbetrags, dessen Höhe

für jedes Kalenderjahr ermittelt wird, erstattet.

Die Höhe dieses Pauschalbetrags muss den tat-

sächlichen Ausgaben möglichst nahe kommen.

Artikel 64 

Methode zur Berechnung der monatlichen Pau -

schal beträge und des gesamten Pauschalbetrags

(1)  Für jeden forderungsberechtigten Mitgliedstaat wird

der monatliche Pauschalbetrag pro Person (Fi) für

ein Kalenderjahr ermittelt, indem man ent sprech-

end der folgenden Formel die Jahres durch schnitts-

kosten pro Person (Yi) nach Altersklasse (i) durch

12 teilt und das Ergebnis um einen Faktor (X) kürzt:

Fi = Yi*1/12*(1-X)

Dabei steht

–    der Index (i = 1, 2 oder 3) für die drei bei der Be -

rechnung des Pauschalbetrags berücksichtigten

Altersklassen:
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-     i = 1: Personen unter 20 Jahren

     i = 2: Personen von 20 bis 64 Jahren 

     i = 3: Personen ab 65 Jahren. 

-     Yi für die Jahresdurchschnittskosten pro Person

der Altersklasse i nach Absatz 2. 

–    der Koeffizient X (0,20 oder 0,15) für die Kürzung

nach Absatz 3.

(2)  Die Jahresdurchschnittskosten pro Person (Yi) der

Altersklasse i werden ermittelt, indem man die

Jah resausgaben für sämtliche Sachleistungen, die

von Trägern des forderungsberechtigten Mit glied -

staats allen seinen Rechtsvorschriften unterliegen-

den und in seinem Hoheitsgebiet wohnenden Per -

sonen der betreffenden Altersklasse gewährt wur-

den, durch die durchschnittliche Zahl der betroffe-

nen Personen dieser Altersklasse in dem betreffen-

den Kalenderjahr teilt. Die Berechnung beruht auf

den Aufwendungen im Rahmen der Systeme nach

Artikel 23 der Durchführungsverordnung.

(3)  Die auf den monatlichen Pauschalbetrag anzu wen-

dende Kürzung beträgt grundsätzlich 20 % (X=0,20).

Ist der zuständige Mitgliedstaat nicht in An hang IV

der Grundverordnung aufgeführt, so be  trägt sie für

Rentner und ihre Familienange höri gen 15 % (X=0,15).

(4)  Für jeden leistungspflichtigen Mitgliedstaat wird der

gesamte Pauschalbetrag für ein Kalenderjahr er-

mittelt, indem man den festgelegten monat li chen

Pauschalbetrag pro Person für jede Al ters klas se i

mit der Zahl der Monate multipliziert, die die be-

treffenden Personen der jeweiligen Alters grup pe in

dem forderungsberechtigten Mitglied staat zurück-

gelegt haben, und die Ergebnisse ad diert.

     Die Zahl der von den betreffenden Personen in

dem forderungsberechtigten Mitgliedstaat zurück-

gelegten Monate entspricht der Summe der Ka len -

dermonate in einem Kalenderjahr, in denen die be-

 treffenden Personen aufgrund ihres Wohnsitzes im

Hoheitsgebiet des forderungsberechtigten Mit glied-

staats in eben diesem Hoheitsgebiet für Rech nung

des leistungspflichtigen Mitgliedstaats für Sachleis-

tungen in Betracht kamen. Diese Mo na te werden

mit Hilfe eines Verzeichnisses ermittelt, das der

Träger des Wohnorts zu diesem Zweck an hand von

Nachweisen, die der zuständige Träger zur Ver-

fügung stellt, über die Ansprüche der betreffenden

Personen führt.

(5)  Die Verwaltungskommission legt spätestens bis

zum 1. Mai 2015 einen gesonderten Bericht über

die An wen dung dieses Artikels und insbesondere

über die Kürzungen nach Absatz 3 vor. Auf der

Grund lage dieses Berichts kann die Verwaltungs -

kom mis sion einen Vorschlag mit Änderungen vor -

le gen, die sich gegebenenfalls als notwendig er -

weisen, um sicherzustellen, dass die Berechnung

der Pauschalbeträge den tatsächlichen Aufwen dun-

 gen so nahe wie möglich kommt und dass die

Kürzungen nach Absatz 3 für die Mitgliedstaaten

nicht zu unausgewogenen Zahlungen oder zu Dop -

 pelzahlungen führen.

(6) Die Verwaltungskommission bestimmt die Ver fah-

 ren und Modalitäten, nach denen die in den Ab -

sätzen 1 bis 5 genannten Berechnungsfaktoren für

die Pauschalbeträge festgelegt werden.

(7)  Ungeachtet der Absätze 1 bis 4 können die Mit -

gliedstaaten für die Berechnung des Pauschalbe -

trags bis 1. Mai 2015 weiterhin Artikel 94 und 95

der Ver ordnung (EWG) Nr. 574/72 anwenden, un ter

der Voraussetzung, dass auch die Kürzung nach Ab-

satz 3 angewandt wird.

Artikel 65

Mitteilung der Jahresdurchschnittskosten

(1)  Für ein bestimmtes Jahr wird die Höhe der Jahres -

durch schnittskosten pro Person in den einzelnen

Al ters klassen spätestens bis zum Ende des zwei-

ten Jah res, das auf dieses Jahr folgt, dem Rech -

nungs aus schuss mitgeteilt. Erfolgt die Mitteilung

nicht bis zu diesem Zeitpunkt, so werden die Jah-

resdurch schnitts kosten pro Person, die die Ver -

waltungskommission zu letzt für ein Jahr davor fest -

gelegt hat, zugrunde ge legt.

(2)  Die nach Absatz 1 festgelegten Jahresdurch schnitts -

kosten werden jährlich im Amtsblatt der Euro pä -

ischen Union veröffentlicht.

Auszug aus der VO (EG) 987/09 (des Rates vom 16. September 2009)

29

© GKV-Spitzenverband, DVKA Stand: 01.01.2018



Abschnitt 3

Gemeinsame Vorschriften

Artikel 66

Erstattungsverfahren zwischen Trägern

(1)  Die Erstattungen zwischen den betroffenen Mit -

glied staaten werden so rasch wie möglich vorge -

nommen. Der betreffende Träger ist verpflichtet,

die Forderungen vor Ablauf der in diesem Ab -

schnitt genannten Fristen zu erstatten, sobald er

da zu in der Lage ist. Eine Beanstandung einer ein -

zelnen Forderung verhindert nicht die Erstattung

einer anderen Forderung oder anderer Forde run -

gen.

(2)  Erstattungen zwischen den Trägern der Mit glied -

staaten nach den Artikeln 35 und 41 der Grund ver -

ordnung werden über die Verbindungsstelle ab -

gewickelt. Erstattungen nach den Artikeln 35 und

41 der Grundverordnung können jeweils über eine

gesonderte Verbindungsstelle abgewickelt werden.

Artikel 67

Fristen für die Einreichung und Zahlung 

der For de run gen

(1)  Forderungen auf der Grundlage von tatsächlichen

Aufwendungen werden bei der Verbindungsstelle

des leistungspflichtigen Mitgliedstaats binnen zwölf

Monaten nach Ablauf des Kalender halb jah res ein-

gereicht, in dem die Forderungen in die Rech -

nungsführung des forderungsberechtigten Trägers

aufgenommen wurden.

(2)  Forderungen auf der Grundlage von Pauschal be -

trä gen für ein Kalenderjahr werden bei der Ver bin-

dungsstelle des leistungspflichtigen Mitgliedstaats

binnen zwölf Monaten nach dem Monat einge -

reicht, in dem die Durchschnittskosten des betref -

fenden Jahres im Amtsblatt der Europäischen Uni -

on veröffentlicht wurden. Die in Artikel 64 Absatz

4 der Durchführungsverordnung genannten Ver -

zeichnisse werden bis zum Ende des Jahres, das

dem Bezugsjahr folgt, vorgelegt.

(3)  In dem in Artikel 6 Absatz 5 Unterabsatz 2 der

Durchführungsverordnung genannten Fall beginnt

die Frist nach den Absätzen 1 und 2 des vorliegen-

den Artikels erst mit dem Zeitpunkt der Ermittlung

des zuständigen Trägers zu laufen.

(4)  Forderungen, die nach Ablauf der in den Absätzen

1 und 2 genannten Fristen eingereicht werden, blei -

ben unberücksichtigt.

(5)  Die Forderungen werden binnen 18 Monaten nach

Ablauf des Monats, in dem sie bei der Verbin -

dungs stelle des leistungspflichtigen Mitgliedstaats

eingereicht wurden, an die in Artikel 66 der Durch-

führungsverordnung genannte Verbindungs stelle

des forderungsberechtigten Mitgliedstaates ge zahlt.

Dies gilt nicht für Forderungen, die innerhalb die-

ses Zeitraums aus einem berechtigten Grund vom

leistungspflichtigen Träger zurückge wiesen wurden.

(6) Beanstandungen einer Forderung müssen binnen

36 Monaten nach Ablauf des Monats geklärt sein,

in dem die Forderung eingereicht wurde.

(7)  Der Rechnungsausschuss erleichtert den Ab schluss

der Rechnungsführung in Fällen, in denen eine Ei -

nigung nicht innerhalb des in Absatz 6 genannten

Zeitraums erzielt werden kann, und nimmt auf be-

 gründeten Antrag einer der Parteien innerhalb von

sechs Monaten, gerechnet ab dem Monat, in dem

er mit der Angelegenheit befasst worden ist, zu Be-

anstandungen Stellung.

Artikel 68

Verzugszinsen und Anzahlungen

(1)  Nach Ablauf der Frist von 18 Monaten nach Artikel

67 Absatz 5 der Durchführungsverordnung kann

der forderungsberechtigte Träger Zinsen auf aus -

ste hende Forderungen erheben, es sei denn, der

leis tungspflichtige Träger hat innerhalb von sechs

Mo naten nach Ablauf des Monats, in dem die For -

derung eingereicht wurde, eine Anzahlung in Hö -

he von mindestens 90 % der gesamten nach Ar ti -

kel 67 Absätze 1 oder 2 der Durchführungs ver ord -

nung eingereichten Forderung geleistet. Für die

Tei le der Forderung, die nicht durch die Anzah -

lung abgedeckt sind, können Zinsen erst nach Ab -

lauf der Frist von 36 Monaten nach Artikel 67 Ab -

satz 6 der Durchführungsverordnung erhoben wer-

den.
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(2)  Die Zinsen werden zu dem Referenzzinssatz be -

rechnet, den die Europäische Zentralbank bei ih -

ren Hauptrefinanzierungsgeschäften zugrunde legt.

Maßgeblich ist der Referenzzinssatz, der am ers ten

Tag des Monats gilt, in dem die Zahlung fällig ist.

(3)  Keine Verbindungsstelle ist verpflichtet, Anzah lun -

gen nach Absatz 1 anzunehmen. Lehnt eine Ver -

bin  dungsstelle jedoch ein entsprechendes Ange bot

ab, so ist der forderungsberechtigte Träger nicht

mehr berechtigt, andere Verzugszinsen als nach

Ab satz 1 Satz 2 auf die betreffenden Forde run gen

zu erheben.

Artikel 69

Jahresabschlussbericht

(1)  Auf der Grundlage des Berichts des Rechnungs aus-

 schusses erstellt die Verwaltungskommission nach

Artikel 72 Buchstabe g der Grundverordnung für

jedes Kalenderjahr eine Übersicht über die For -

 derungen. Zu diesem Zweck teilen die Ver bin -

dungsstellen dem Rechnungsausschuss unter Ein -

hal tung der von diesem festgelegten Fristen und

Modalitäten einerseits die Höhe der eingereich ten,

beglichenen oder beanstandeten Forderungen

(Gläu  bigerposition) und andererseits die Höhe der

eingegangenen, beglichenen oder beanstandeten

Forderungen (Schuldnerposition) mit.

(2)  Die Verwaltungskommission kann alle zweckdien-

lichen Prüfungen zur Kontrolle der statistischen An-

  gaben und Rechnungsführungsdaten, auf deren

Grundlage die Jahresübersicht über die Forde run -

gen nach Absatz 1 erstellt wurde, vornehmen, ins-

besondere um sich zu vergewissern, dass diese

Da ten mit den in diesem Titel festgesetzten Regeln

übereinstimmen.

Kapitel II

Erstattung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit

nach Artikel 65 der Grundverordnung

Artikel 70

Erstattung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit

Falls keine Vereinbarung nach Artikel 65 Absatz 8 der

Grundverordnung getroffen wurde, beantragt der Trä -

ger des Wohnorts die Erstattung von Leistungen bei

Ar beitslosigkeit nach Artikel 65 Absätze 6 und 7 der

Grundverordnung von dem Träger des Mitgliedstaats,

dessen Rechtsvorschriften zuletzt für den Leis tungs be-

rechtigten gegolten haben. Die Antragstellung erfolgt

binnen sechs Monaten nach Ende des Kalender halb -

jahrs, in dem die letzte Zahlung von Leistungen bei Ar-

beitslosigkeit, deren Erstattung beantragt wird, ge leis-

tet wurde. Aus dem Antrag gehen die Höhe der Leis -

tungen, die nach Artikel 65 Absätze 6 oder 7 der Grund-

verordnung drei oder fünf Monate lang gezahlt wur-

den, die Zeit der Leistungszahlung und die Anga ben zur

Person des Arbeitslosen hervor. Die Forde run gen wer-

den über die Verbindungsstellen der betroffenen Mit-

gliedstaaten eingereicht und bezahlt.

Es ist nicht erforderlich, Anträge, die nach der in Ab -

satz 1 genannten Frist eingereicht werden, zu berück-

sichtigen.

Artikel 66 Absatz 1 und Artikel 67 Absätze 5 bis 7 der

Durchführungsverordnung gelten entsprechend.

Nach Ablauf der in Artikel 67 Absatz 5 der Durch füh -

rungsverordnung genannten Achtzehnmonatsfrist kann

der forderungsberechtigte Träger Zinsen auf die nicht

beglichenen Forderungen erheben. Die Zinsen wer den

nach Artikel 68 Absatz 2 der Durchfüh rungs ver ord-

nung berechnet.

Als Höchstbetrag der Erstattung nach Artikel 65 Ab satz

6 Satz 3 der Grundverordnung gilt in jedem Ein zel fall

der Leistungsbetrag, auf den eine betroffene Per son

nach den Rechtsvorschriften des Mitglied staats, die zu-

letzt für sie gegolten haben, Anspruch hätte, so fern sie

bei der Arbeitsverwaltung dieses Mit glied staats gemel-

det wäre. In den Beziehungen zwischen den in Anhang

5 der Durchführungsverordnung aufgelisteten Mitglied-

staaten bestimmen jedoch die zuständigen Träger eines

dieser Mitgliedstaaten, dessen Rechtsvorschriften zu-
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letzt für die betroffene Person ge golten haben, in je-

dem Einzelfall den Höchstbetrag auf der Grundlage des

Durchschnittsbetrags der Leis tun gen bei Arbeitslosig-

keit, die nach den Rechtsvor schrif ten dieses Mitglied-

staats im vorangegangenen Kalenderjahr zu zahlen

waren.

Kapitel III

Rückforderung gezahlter, aber nicht 

geschuldeter Leistungen, 

Einziehung vorläufiger Zahlungen und Beiträge,

Ausgleich und Unterstützung bei der Betreibung

Abschnitt 1

Grundsätze

Artikel 71

Gemeinsame Bestimmungen

Zur Durchführung des Artikels 84 der Grundver ord -

nung und in dem darin abgesteckten Rahmen wird die

Beitreibung von Forderungen soweit möglich auf dem

Wege des Ausgleichs nach den Artikeln 72 bis 74 der

Durchführungsverordnung vorgenommen, entwe der

zwischen den betreffenden Trägern oder Mitglied staa-

ten oder gegenüber der betreffenden natürlichen oder

juristischen Person. Kann eine Forderung im We ge

dieses Ausgleichs ganz oder teilweise nicht beige trie-

ben werden, so wird der noch geschuldete Betrag nach

den Artikeln 75 bis 85 der Durchführungs ver ord nung

beigetrieben.

Abschnitt 2

Ausgleich

Artikel 72

Nicht geschuldete Leistungen

(1)  Hat der Träger eines Mitgliedstaats einer Person

nicht ge schuldete Leistungen ausgezahlt, so kann

dieser Trä ger unter den Bedingungen und in den

Grenzen der von ihm anzuwendenden Rechtsvor -

schriften den Träger jedes anderen Mitgliedstaats,

der gegenüber der betreffenden Person zu Leis-

tun gen verpflichtet ist, um Einbehaltung des nicht

ge schuldeten Betrags von nachzuzahlenden Beträ-

gen oder laufenden Zahlungen, die der betreffen-

den Per son geschuldet sind, er su chen, und zwar

ungeachtet des Zweigs der sozialen Sicherheit, in

dem die Leistung gezahlt wird. Der Träger des

letzt genannten Mitgliedstaats behält den ent spre -

chenden Betrag unter den Bedingungen und in den

Gren zen ein, die nach den von ihm anzuwenden-

den Rechtsvorschriften für einen solchen Aus gleich

vor gesehen sind, als ob es sich um von ihm selbst

zu viel gezahlte Beträge handelte; den einbehalte-

nen Be trag überweist er dem Träger, der die nicht

geschuldeten Leistungen ausgezahlt hat.

(2)  Abweichend von Absatz 1 gilt Folgendes: Hat der

Träger eines Mitgliedstaats bei der Feststellung oder

Neufeststellung von Invaliditätsleistungen, Al  ters-

und Hinterbliebenenrenten in Anwendung des

Titels III Kapitel 4 und 5 der Grundverordnung ei-

ner Person Leistungen in nicht geschuldeter Hö he

ausgezahlt, so kann dieser Träger vom Träger je-

des anderen Mitgliedstaats, der gegenüber der be -

treffenden Person zu entsprechenden Leistun gen

verpflichtet ist, verlangen, den zuviel ge zahl ten Be-

trag von den nachzuzahlenden Beträgen ein zu be-

halten, die der betreffenden Person zu zah len sind.

Nachdem der letztgenannte Träger den Trä ger,

der den nicht geschuldeten Betrag ge zahlt hat,

über diese nachzuzahlenden Beträge unterrichtet

hat, muss der Träger, der den nicht geschuldeten

Be trag gezahlt hat, die Summe des nicht geschul-

deten Betrags innerhalb von zwei Mo naten mittei -

len. Erhält der Träger, der die nach zuzahlenden Be-

trä ge zu zahlen hat, diese Mittei lung innerhalb der

Frist, so überweist er den einbehaltenen Betrag an

den Träger, der den nicht geschuldeten Betrag aus-

gezahlt hat. Ist die Frist abgelaufen, so muss der

ge nannte Träger der betref fenden Person die nach-

zuzahlenden Beträge unverzüglich auszahlen.

(3)  Hat eine Person während eines Zeitraums, in dem

sie nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied staats

Anspruch auf Leistungen hatte, in einem an deren

Mitgliedstaat Sozialhilfe bezogen, so kann die Stelle,

die Sozialhilfe gewährt hat, falls sie ei nen gesetz-

lich zulässigen Regressanspruch auf der betreffen-

den Person geschuldete Leis tun gen hat, vom Trä-

ger jedes anderen Mitgliedstaats, der gegenüber
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der betreffenden Person zu Leistungen verpflichtet

ist, verlangen, dass er den für Sozial hilfe veraus-

lagten Betrag von den Beträgen einbehält, die die-

ser Mitgliedstaat der betreffenden Person zahlt.

     Diese Bestimmung gilt entsprechend, wenn ein Fa-

 milienangehöriger einer betroffenen Person wäh -

rend eines Zeitraums, in dem die versicherte Per-

son für diesen Familienangehörigen nach den

Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats An -

spruch auf Leistungen hatte, im Gebiet eines Mit-

gliedstaats Sozialhilfe bezogen hat.

     Der Träger eines Mitgliedstaats, der einen nicht ge -

schuldeten Betrag als Sozialhilfe ausgezahlt hat,

übermittelt dem Träger des anderen Mitglied staats

eine Abrechnung über den geschuldeten Be trag;

dieser behält den entsprechenden Betrag unter den

Bedingungen und in den Grenzen ein, die nach den

von ihm anzuwendenden Rechts vor schriften für ei-

nen solchen Ausgleich vorgesehen sind; den einbe-

haltenen Betrag überweist er un ver züglich dem Trä-

ger, der den nicht geschuldeten Betrag ausgezahlt

hat.

Artikel 73

Vorläufig gezahlte Geldleistungen oder Beiträge

(1)  Bei der Anwendung von Artikel 6 der Durchfüh -

rungsverordnung erstellt der Träger, der die Geld -

leistungen vorläufig gezahlt hat, spätestens drei

Monate nach Bestimmung der anzuwendenden

Rechtsvorschriften oder Ermittlung des für die Zah-

lung der Leistungen verantwortlichen Trägers eine

Abrechnung über den vorläufig gezahlten Be trag

und übermittelt diese dem als zuständig er mittel-

ten Träger.

     Der für die Zahlung der Leistungen als zuständig

ermittelte Träger behält im Hinblick auf diese vor-

läufige Zahlung den geschuldeten Betrag von den

nachzuzahlenden Beträgen der entsprechenden

Leis tungen, die er der betreffenden Person schul -

det, ein und überweist den einbehaltenen Betrag

unverzüglich dem Träger, der die Geldleistungen

vorläufig gezahlt hat.

     Geht der Betrag der vorläufig gezahlten Leistungen

über den nachzuzahlenden Betrag hinaus, oder

sind keine nachzuzahlenden Beträge vor handen,

so behält der als zuständig ermittelte Trä ger die sen

Betrag unter den Bedingungen und in den Grenzen,

die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor-

schriften für einen solchen Aus gleich vor gesehen

sind, von laufenden Zahlungen ein und überweist

den einbehaltenen Betrag un ver züglich dem Trä-

ger, der die Geldleistungen vorläufig gezahlt hat.

(2)  Der Träger, der von einer juristischen und/oder na-

türlichen Person vorläufig Beiträge erhalten hat, er-

stattet die entsprechenden Beträge erst dann der

Person, die diese Beiträge gezahlt hat, wenn er bei

dem als zuständig ermittelten Träger angefragt hat,

welche Summen diesem nach Artikel 6 Absatz 4

der Durchführungsverordnung zustehen.

     Auf Antrag des als zuständig ermittelten Trägers,

der spätestens drei Monate nach Bestimmung der

anzuwendenden Rechtsvorschriften gestellt wer-

den muss, überweist der Träger, der Beiträge vor-

läufig erhalten hat, diese dem als zuständig ermit-

telten Träger zur Bereinigung der Situation hin-

sichtlich der Beiträge, die die juristische und/oder

natürliche Person diesem Träger schuldet. Die

überwiesenen Beiträge gelten rückwirkend als an

den als zuständig ermittelten Träger gezahlt.

     Übersteigt der Betrag der vorläufig gezahlten Bei -

träge den Betrag, den die juristische und/oder na -

türliche Person dem als zuständig ermittelten Trä -

ger schuldet, so erstattet der Träger, der die Bei -

trä ge vorläufig erhalten hat, den überschüssigen

Be trag an die betreffende juristische und/oder na-

türliche Person.

Artikel 74

Mit dem Ausgleich verbundene Kosten

Erfolgt die Einziehung auf dem Wege des Ausgleichs

nach den Artikeln 72 und 73 der Durchführungs ver -

ord nung, fallen keinerlei Kosten an.

Auszug aus der VO (EG) 987/09 (des Rates vom 16. September 2009)

33

© GKV-Spitzenverband, DVKA Stand: 01.01.2018



Abschnitt 3

Beitreibung

Artikel 75

Begriffsbestimmungen und gemeinsame 

Bestimmun gen

(1)  In diesem Abschnitt bezeichnet der Ausdruck

–    "Forderung" alle Forderungen im Zusammenhang

mit nicht geschuldet geleisteten Beiträgen oder

gezahlten Leistungen, einschließlich Zinsen, Geld -

bu ßen, Verwaltungsstrafen und alle anderen

Gebüh ren und Kosten, die nach den Rechts vor -

schriften des Mitgliedstaats, der die For derung

geltend macht, mit der Forderung verbunden

sind;

–    „Forderung" alle Forderungen im Zusammenhang

mit Beiträgen oder nicht geschuldet gezahlten bzw.

erbrachten Leistungen, einschließlich Zinsen, Geld-

 bu ßen, Verwaltungsstrafen und alle anderen Ge-

büh ren und Kosten, die nach den Rechts vor schrif-

ten des Mitgliedstaats, der die For derung geltend

macht, mit der Forderung verbunden sind; [ge än -

dert: die Red.]

–    „ersuchende Partei" in Bezug auf jeden Mit glied -

staat jeden Träger, der ein Ersuchen um Auskunft,

Zustellung oder Beitreibung bezüglich einer For de-

rung im Sinne der vorstehenden Definition ein-

reicht; 

–    „ersuchte Partei" in Bezug auf jeden Mitgliedstaat

jeden Träger, bei dem ein Ersuchen um Auskunft,

Zustellung oder Beitreibung eingereicht werden

kann. 

(2)  Ersuchen und alle damit zusammenhängenden Mit-

teilungen zwischen den Mitgliedstaaten werden

grundsätzlich über bezeichnete Träger übermittelt.

(3)  Praktische Durchführungsmaßnahmen, einschließ-

 lich u. a. der Maßnahmen in Bezug auf Artikel 4

der Durchführungsverordnung und in Bezug auf die

Festlegung einer Mindestschwelle für Beträge, für

die ein Beitreibungsersuchen gestellt werden kann,

werden von der Verwaltungskommission ge troffen.

Artikel 76

Auskunftsverlangen

(1)  Auf Antrag der ersuchenden Partei erteilt die er -

suchte Partei dieser alle Auskünfte, die ihr bei der

Beitreibung einer Forderung von Nutzen sind.

     Zur Beschaffung dieser Auskünfte übt die ersuchte

Partei die Befugnisse aus, die ihr nach den Rechts-

und Verwaltungsvorschriften für die Beitreibung

der artiger Forderungen zustehen, die in ihrem ei -

ge nen Mitgliedstaat entstanden sind.

(2)  Das Auskunftsersuchen enthält den Namen, die

letzte bekannte Anschrift und alle sonstigen rele-

vanten Angaben für die Identifizierung der betref-

fenden juristischen oder natürlichen Person, auf die

sich die zu erteilenden Auskünfte beziehen, so wie

Angaben über Art und Höhe der dem Er suchen zu-

grunde liegenden Forderung.

(3)  Die ersuchte Partei ist nicht gehalten, Auskünfte

zu übermitteln,

     a)  die sie sich für die Beitreibung derartiger, in ih -

rem eigenen Mitgliedstaat entstandener For de -

rungen nicht beschaffen könnte,

     b) mit denen ein Handels-, Gewerbe- oder Be rufs -

geheimnis preisgegeben würde und 

     c)  deren Mitteilung die Sicherheit oder die öffent -

liche Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats

verletzen würde. 

(4)  Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei

mit, aus welchen Gründen dem Auskunftser su -

chen nicht stattgegeben werden kann.

Artikel 77

Zustellung

(1)  Auf Antrag der ersuchenden Partei nimmt die er -

suchte Partei nach Maßgabe der Rechtsvor schrif ten

für die Zustellung entsprechender Schrift stüc ke

oder Entscheidungen in ihrem eigenen Mit glied -

staat die Zustellung aller mit einer Forderung und/

oder mit deren Beitreibung zusammenhängenden

und von dem Mitgliedstaat der ersuchenden Par-

tei ausgehenden Verfügungen und Ent schei dungen,

einschließlich der gerichtlichen, an den Empfän-

ger vor.
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(2)  Das Zustellungsersuchen enthält den Namen, die

Anschrift und alle sonstigen für die Identifizierung

des betreffenden Empfängers relevanten Anga ben,

die der ersuchenden Stelle normalerweise zu gäng-

lich sind, Angaben über Art und Gegen stand der

zuzustellenden Verfügung oder Ent schei dung und

erforderlichenfalls den Namen, die An schrift und

alle sonstigen der ersuchenden Stel le normaler-

weise zugänglichen für die Identifi zie rung relevan-

ten Angaben zum Schuldner und zu der Forderung,

auf die sich die Verfügung oder Entscheidung be-

zieht, sowie alle sonstigen sachdienlichen Angaben.

(3)  Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei un -

verzüglich mit, was aufgrund dieses Zustel lungs  er-

suchens veranlasst worden ist und insbesonde re,

an welchem Tag dem Empfänger die Ent schei dung

oder Verfügung übermittelt worden ist.

Artikel 78

Beitreibungsersuchen

(1)  Dem Ersuchen um Beitreibung einer Forderung,

das die ersuchende Partei an die ersuchte Partei

richtet, sind eine amtliche Ausfertigung oder eine

beglaubigte Kopie des in dem Mitgliedstaat, in dem

die ersuchende Partei ihren Sitz hat, ausge stellten

Vollstreckungstitels und gegebenenfalls das Origi-

nal oder eine beglaubigte Kopie etwaiger für die

Beitreibung sonst erforderlicher Doku men te beizu-

fügen.

(2)  Die ersuchende Partei kann ein Beitrei bungsersu -

chen nur dann stellen,

     a)  wenn die Forderung und/oder der Voll strec k-

ungstitel in ihrem Mitgliedstaat nicht angefoch-

ten wurden, außer für den Fall, dass Arti kel 81

Absatz 2 Unterabsatz 2 der Durch füh rungsver-

ordnung angewandt wird;

     b) wenn sie in ihrem Mitgliedstaat bereits ge eig -

nete Beitreibungsverfahren durchgeführt hat,

wie sie aufgrund des in Absatz 1 genannten Ti -

tels durchgeführt werden können, und die ge -

troffenen Maßnahmen nicht zur vollständigen

Befriedigung der Forderung führen werden; 

     c)  wenn die Verjährungsfrist nach innerstaat li chem

Recht noch nicht abgelaufen ist. 

(3)  Das Beitreibungsersuchen enthält: 

     a)  Namen, Anschrift und sonstige sachdienliche An-

gaben zur Identifizierung der betreffenden na -

türlichen oder juristischen Person bzw. des Drit-

ten, in dessen Besitz sich ihre Vermögens wer te

befinden;

     b) Namen, Anschrift und sonstige sachdienliche

Angaben zur Identifizierung der ersuchenden

Partei; 

     c)  eine Bezugnahme auf den im Mitgliedstaat der

ersuchenden Partei ausgestellten Vollstrec kungs-

 titel; 

     d) Art und Höhe der Forderung, einschließlich der

Hauptforderung, Zinsen, Geldbußen, Verwal -

tungsstrafen und alle anderen Gebühren und

Kosten in den Währungen des Mitgliedstaats der

ersuchenden und der ersuchten Partei;

     e)  Datum des Tages, an dem die ersuchende Par -

tei bzw. die ersuchte Partei den Vollstreckungs-

 titel dem Empfänger zugestellt haben; 

     f)  Datum des Tages, ab dem und Frist während

der die Beitreibung nach dem Recht des Mit -

gliedstaats der ersuchenden Partei ausgeführt

werden kann; 

     g)  alle sonstigen sachdienlichen Informationen. 

(4)  Das Beitreibungsersuchen muss ferner eine Erklä -

rung der ersuchenden Partei enthalten, in der die -

se bestätigt, dass die in Absatz 2 genannten Vor -

aussetzungen erfüllt sind. 

(5)  Die ersuchende Partei übermittelt der ersuchten

Partei alle maßgebenden Informationen in der Sa -

che, die dem Beitreibungsersuchen zugrunde liegt,

sobald diese zu ihrer Kenntnis gelangen.
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Artikel 79

Vollstreckungstitel

(1)  Nach Artikel 84 Absatz 2 der Grundverordnung

wird der Vollstreckungstitel für die Beitreibung der

Forderung unmittelbar anerkannt und automatisch

wie ein Titel für die Vollstreckung einer For derung

des Mitgliedstaats der ersuchten Partei be handelt.

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 kann der Voll strec kungs -

titel gegebenenfalls nach dem Recht des Mit glied -

staats der ersuchten Partei als Titel an ge nom men

oder anerkannt oder durch einen Titel er gänzt oder

ersetzt werden, der die Vollstreckung im Ho heits-

gebiet dieses Mitgliedstaats ermöglicht.

     Die Mitgliedstaaten bemühen sich, die Annahme,

Anerkennung, Ergänzung bzw. Ersetzung des Ti -

tels binnen drei Monaten nach Eingang des Bei -

treibungsersuchens abzuschließen, außer in den

Fällen, in denen Unterabsatz 3 dieses Absatzes An-

wendung findet. Mitgliedstaaten können die Durch-

führung dieser Handlungen nicht verwei gern, wenn

der Titel ordnungsgemäß abgefasst ist. Überschrei-

tet die ersuchte Partei die Drei mo natsfrist, teilt sie

der ersuchenden Partei die Grün de dieser Über-

schreitung mit.

     Entsteht im Zusammenhang mit einer dieser For -

derungen und/oder dem von der ersuchenden Par-

tei ausgestellten Vollstreckungstitel wegen ei ner

dieser Handlungen eine Streitigkeit, so findet Ar ti -

kel 81 der Durchführungsverordnung Anwen dung.

Artikel 80

Zahlungsmodalitäten und -fristen

(1)  Die Beitreibung erfolgt in der Währung des Mit -

gliedstaats der ersuchten Partei. Die ersuchte Par -

tei überweist den gesamten von ihr beigetriebenen

Betrag der Forderung an die ersuchende Par tei.

(2)  Sofern dies nach dem Recht und der Verwal tungs -

praxis ihres Mitgliedstaats zulässig ist, kann die er-

suchte Partei dem Schuldner nach Konsultation der

ersuchenden Partei eine Zahlungsfrist oder Ra ten-

zahlung einräumen. Die von der ersuchten Partei

angesichts dieser Zahlungsfrist berechneten Zinsen

werden ebenfalls an die ersuchende Partei über-

wiesen.

     Ab dem Zeitpunkt der unmittelbaren Anerken nung

des Vollstreckungstitels nach Artikel 79 Ab satz 1

der Durchführungsverordnung oder der Be stätigung,

Ergänzung oder Ersetzung des Voll stre c kungs titels

nach Artikel 79 Absatz 2 der Durch füh rungsverord-

nung werden nach den Rechts- und Ver waltungs-

vorschriften und der Verwal tungs pra xis des Mit-

gliedstaats der ersuchten Partei Ver zugs zinsen be-

rechnet und an die ersuchende Par tei überwiesen.

Artikel 81

Anfechtung der Forderung oder des 

Vollstre ckungs titels und Anfechtung der

Vollstreckungsmaßnahmen

(1)  Wird im Verlauf der Beitreibung die Forderung

oder der im Mitgliedstaat der ersuchenden Partei

ausge stellte Vollstreckungstitel von einem Betrof -

fe nen an ge fochten, so wird der Rechtsbehelf von

diesem bei den zuständigen Behörden des Mit -

glied staats der er suchenden Partei nach dem in die-

sem Mitgliedstaat geltenden Recht eingelegt. Über

die Einleitung dieses Verfahrens hat die er suchen-

de Partei der ersuchten Partei unverzüglich Mittei-

lung zu machen. Ferner kann der Betroffene die er-

suchte Partei über die Ein leitung dieses Ver fahrens

informieren.

(2)  Sobald die ersuchte Partei die Mitteilung oder In -

formation nach Absatz 1 seitens der ersuchenden

Partei oder des Betroffenen erhalten hat, setzt sie

das Vollstreckungsverfahren in der Erwartung ei -

ner Entscheidung der zuständigen Behörde aus,

es sei denn, die ersuchende Partei wünscht ein

an de res Vorgehen in Übereinstimmung mit Un ter -

ab satz 2 dieses Absatzes. Sofern sie dies für not -

wen dig erachtet, kann die ersuchte Partei unbe -

scha det des Artikels 84 der Durchführungs ver ord -

nung Sicherungsmaßnahmen treffen, um die Bei -

trei bung sicherzustellen, soweit die Rechts- und

Verwalt ungs vorschriften ihres Mitgliedstaats dies

für derartige Forderungen zulassen.

     Ungeachtet des Unterabsatzes 1 kann die er su chen-

 de Partei nach den Rechts- und Verwal tungs vor-

schriften und der Verwaltungspraxis ihres Mit glied-

staats die ersuchte Partei um Beitreibung ei ner an-

gefochtenen Forderung ersuchen, sofern dies nach
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den Rechts- und Verwaltungsvorschrif ten und der

Verwaltungspraxis des Mitgliedstaats der ersuch-

ten Partei zulässig ist. Wird der An fech tung später

stattgegeben, haftet die ersuchen de Par tei für die

Erstattung bereits beigetriebener Be träge samt et-

waiger geschuldeter Entschädi gungs leistungen nach

dem Recht des Mitglied staats der ersuchten Partei.

(3)  Betrifft die Anfechtung die Vollstreckungs maß nah -

men im Mitgliedstaat der ersuchten Partei, so ist

sie nach den dort geltenden Rechts- und Ver wal -

tungsvorschriften bei der zuständigen Behörde die-

ses Mitgliedstaats einzulegen.

(4)  Wenn die zuständige Behörde, bei der der Rechts -

behelf nach Absatz 1 eingelegt wurde, ein ordent -

liches Gericht oder ein Verwaltungsgericht ist, so

gilt die Entscheidung dieses Gerichts, sofern sie zu-

gunsten der ersuchenden Partei ausfällt und die

Beitreibung der Forderung in dem Mitgliedstaat,

in dem die ersuchende Partei ihren Sitz hat, er -

möglicht, als „Vollstreckungstitel" im Sinne der Ar-

tikel 78 und 79 der Durchführungsverordnung, und

die Beitreibung der Forderung wird aufgrund die-

ser Entscheidung vorgenommen.

Artikel 82

Grenzen der Unterstützung

(1)  Die ersuchte Partei ist nicht verpflichtet,

     a)  die in den Artikeln 78 bis 81 der Durchführungs -

verordnung vorgesehene Unterstützung zu ge -

währen, wenn die Beitreibung der For de rung

wegen der Situation des Schuldners zu ernsten

wirtschaftlichen oder sozialen Schwie rigkeiten

im Mitgliedstaat der ersuchten Partei führen

würde, sofern dies nach den geltenden Rechts-

und Verwaltungsvorschriften des Mit gliedstaats

der ersuchten Partei oder der dort üblichen Ver-

waltungspraxis für gleichartige in ländische For-

derungen zulässig ist;

     b) die in den Artikeln 76 bis 81 der Durchfüh rungs -

verordnung vorgesehene Unterstützung zu ge-

währen, wenn sich das erste Ersuchen nach den

Artikeln 76 bis 78 der Durch füh rungs ver ord-

nung auf mehr als fünf Jahre alte Forde run gen

bezieht, das heißt, wenn zwischen der Aus stel-

lung des Vollstreckungstitels nach den gelten-

den Rechts- und Verwaltungsvorschriften des

Mitgliedstaats der ersuchenden Partei und der

dort üblichen Verwaltungs-praxis und dem Da-

tum des Ersuchens mehr als fünf Jahre vergan-

gen sind. Bei einer etwaigen Anfechtung der

Forderung oder des Titels beginnt die Frist je-

doch erst ab dem Zeitpunkt, zu dem der Mit -

gliedstaat der ersuchenden Partei feststellt, dass

die Forderung oder der Vollstreckungstitel un-

anfechtbar geworden sind. 

(2)  Die ersuchte Partei teilt der ersuchenden Partei

mit, aus welchen Gründen dem Unterstützungs er-

suchen nicht stattgegeben werden kann.

Artikel 83

Verjährungsfrist

(1)  Verjährungsfragen werden wie folgt geregelt:

     a)  nach dem geltenden Recht des Mitgliedstaats der

ersuchenden Partei, soweit es die Forde rung

und oder den Vollstreckungstitel betrifft; und

     b) nach dem geltenden Recht des Mitgliedstaats der

ersuchten Partei, soweit es Vollstreckungs maß-

nahmen im ersuchten Mitgliedstaat be trifft.

         Die Verjährungsfristen nach den im Mitglied staat

der ersuchten Partei geltenden Rechts vor schrif-

ten beginnen ab dem Zeitpunkt der un mit telba-

ren Anerkennung oder ab dem Zeit punkt der Zu-

stimmung, Anerkennung, Ergän zung oder Erset-

zung nach Artikel 79 der Durch führungsverord-

nung. 

(2)  Die von der ersuchten Partei auf Grund des Unter -

stützungsersuchens durchgeführten Beitreibungs -

maßnahmen, die im Falle der Durchführung durch

die ersuchende Partei eine Aussetzung oder eine

Unterbrechung der Verjährung nach dem gelten -

den Recht des Mitgliedstaats der ersuchenden

Par tei bewirkt hätten, gelten insoweit als von die -

sem letztgenannten Staat vorgenommen.
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Artikel 84

Vorsorgemaßnahmen

Auf einen mit Gründen versehenen Antrag der er su -

chenden Partei trifft die ersuchte Partei die erforderli-

chen Sicherungsmaßnahmen, um die Beitreibung ei -

ner Forderung zu gewährleisten, sofern dies nach dem

Recht des Mitgliedstaats der ersuchten Partei zu lässig

ist.

Für die Durchführung des Absatzes 1 gelten die Be -

stimmungen und Verfahren der Artikel 78, 79, 81 und

82 der Durchführungsverordnung entsprechend.

Artikel 85

Beitreibungskosten

(1)  Die ersuchte Partei zieht bei der natürlichen oder

juristischen Person sämtliche Kosten ein, die ihr

im Zusammenhang mit der Beitreibung entstehen;

sie verfährt dabei nach den für vergleichbare For -

derungen geltenden Rechts- und Verwaltungs vor -

schriften des Mitgliedstaats der ersuchten Partei.

(2)  Die im Rahmen dieses Abschnitts geleistete Amts -

hilfe wird in der Regel unentgeltlich gewährt. Be -

reitet die Beitreibung jedoch besondere Probleme

oder führt sie zu sehr hohen Kosten, so können

die ersuchende und die ersuchte Partei im Ein zel -

fall spezielle Erstattungsmodalitäten vereinbaren.

(3)  Der Mitgliedstaat der ersuchenden Partei bleibt ge-

genüber dem Mitgliedstaat der ersuchten Partei für

jegliche Kosten und Verluste haftbar, die durch

Maßnahmen entstehen, die hinsichtlich der Be -

gründetheit der Forderung oder der Gültigkeit des

von der ersuchenden Partei ausgestellten Titels als

nicht gerechtfertigt befunden werden.

Artikel 86

Überprüfungsklausel

(1)  Spätestens bis zum vierten vollen Kalenderjahr nach

dem Inkrafttreten der Durch führungs ver ord nung

legt die Verwaltungskommission einen vergleichen-

den Bericht über die in Artikel 67 Absätze 2, 5 und 6

der Durchführungsverordnung genannten Fristen

vor.

     Auf der Grundlage dieses Berichts kann die Kom -

mission gegebenenfalls Vorschläge zur Überprüfung

dieser Fristen mit dem Ziel vorlegen, diese Fristen

wesentlich zu verkürzen. 

(2)  Spätestens bis zu dem in Absatz 1 genannten Zeit-

punkt bewertet die Verwaltungskommission auch

die in Artikel 13 vorgesehenen Regeln für die Um-

rechnung von Zeiten im Hinblick auf eine Ver ein-

fachung dieser Regeln, falls dies möglich ist.

(3)  Spätestens bis zum 1. Mai 2015 legt die Ver wal -

tungs kom mission einen Sonderbericht zur Bewer -

tung der Anwendung des Titels IV Kapitel I und

Kapitel III der Durchführungsverordnung insbe son-

 dere hinsichtlich der Verfahren und Fristen nach

Artikel 67 Absätze 2, 5 und 6 der Durch füh rungs-

verordnung und der Beitreibungsverfahren nach

den Artikeln 75 bis 85 der Durchfüh rungsverord-

nung vor. 

     Im Lichte dieses Berichts kann die Europäische

Kommission erforderlichenfalls geeignete Vor schlä -

ge für eine effizientere und ausgewogene Ge stal-

tung dieser Verfahren unterbreiten.

Auszug aus der VO (EG) 987/09 (des Rates vom 16. September 2009)

38

© GKV-Spitzenverband, DVKA Stand: 01.01.2018



TITEL V

SONSTIGE VORSCHRIFTEN, ÜBERGANGS- 

UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 87

Ärztliche Gutachten und verwaltungsmäßige Kon -

trol len

(1)  Unbeschadet sonstiger Vorschriften gilt Folgendes:

Hält sich ein Antragsteller oder ein Leistungsem -

pfän ger oder ein Familienangehöriger vorüberge-

hend im Hoheitsgebiet eines anderen als des Mit -

gliedstaats auf, in dem sich der leistungspflichtige

Träger befindet, oder wohnt er dort, so wird eine

ärztliche Un ter su chung auf Ersuchen dieses Trä gers

durch den Trä ger des Aufenthalts- oder Wohn orts

des Berechtigten ent sprechend den von die sem Trä-

ger anzuwendenden ge setzlich vor ge schrie benen

Verfahren vorgenommen.

     Der leistungspflichtige Träger teilt dem Träger des

Aufenthalts- oder Wohnorts mit, welche besonde -

ren Voraussetzungen erforderlichenfalls zu erfül len

und welche Aspekte in dem ärztlichen Gut ach ten

zu berücksichtigen sind.

(2)  Der Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts erstat-

tet dem leistungspflichtigen Träger, der das ärzt li -

che Gutachten ersucht hat, Bericht. Der leistungs -

pflichtige Träger ist an die Feststellungen des Trä -

gers des Aufenthalts- oder Wohnorts gebunden.

     Dem leistungspflichtigen Träger steht es frei, den

Leis tungsberechtigten durch einen Arzt seiner Wahl

untersuchen zu lassen. Allerdings kann der Berech-

tigte nur dann aufgefordert werden, sich in den Mit-

gliedstaat des leistungspflichtigen Trägers zu be-

geben, wenn er reisen kann, ohne dass dies seine

Gesundheit gefährdet, und wenn die damit ver -

bundenen Reise- und Aufenthaltskosten von dem

leistungspflichtigen Träger übernommen wer den.

(3)  Hält sich ein Antragsteller oder Leistungsempfän -

ger oder ein Familienangehöriger vorübergehend

oder ständig im Hoheitsgebiet eines anderen als

des Mitgliedstaats auf, in dem sich der leistungs -

pflichtige Träger befindet, oder wohnt er dort, so

wird die verwaltungsmäßige Kontrolle auf Er -

suchen dieses Trägers vom Träger des Aufenthalts-

oder Wohnorts des Berechtigten durchgeführt.

     Absatz 2 gilt auch in diesem Fall.

4)  Die Absätze 2 und 3 finden auch Anwendung, um

den Grad der Pflegebedürftigkeit des Antrag stel lers

oder des Empfängers der in Artikel 34 der Grund -

ver ordnung genannten Leistungen bei Pfle ge be -

dürf tigkeit festzustellen oder zu kontrollieren.

5)  Die zuständigen Behörden bzw. zuständigen Trä ger

von zwei oder mehr Mitgliedstaaten können spe-

zi fische Vorschriften und Verfahren vereinba ren,

um die Voraussetzungen für eine teilweise oder

voll stän dige Wiederaufnahme der Arbeit durch An-

trag steller und Leistungsempfänger und ih re Teil -

nah me an Systemen oder Programmen, die im Auf-

ent halts- oder Wohnmitgliedstaat zu die sem Zweck

zur Verfügung stehen, zu ver bes sern.

6) In Abweichung vom Grundsatz der kostenfreien ge-

 genseitigen Amtshilfe nach Artikel 76 Absatz 2 der

Grundverordnung werden die Kosten, die im Zu -

sam menhang mit den in den Absätzen 1 bis 5 auf -

ge führten Kontrollen tatsächlich entstanden sind,

dem Träger, der mit der Durchführung der Kon trol -

le beauftragt wurde, vom leistungspflichtigen Trä -

ger, der diese Kontrollen angefordert hatte, erstat-

tet.

Artikel 88

Mitteilungen

1)  Die Mitgliedstaaten teilen der Europäischen Kom -

mis sion die Kontaktadressen der in Artikel 1 Buch -

staben m, q und r der Grundverordnung und in

Arti kel 1 Absatz 2 Buchstaben a und b der Durch -

füh rungsverordnung genannten Stellen und der

nach der Durchführungsverordnung bezeichneten

Träger mit.

2)  Die Stellen nach Absatz 1 müssen über eine eletro-

nische Identität in Form eines Identifizierungs co -

des und über eine elektronische Anschrift verfü-

gen.

3)  Die Verwaltungskommission legt Aufbau, Inhalt

und Verfahren im Einzelnen einschließlich des ge -

meinsamen Formats und des Musters für die Mit -

teilung der Kontaktadressen nach Absatz 1 fest.

(

(

(

(

(

(
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(4)  In Anhang 4 der Durchführungsverordnung ist die

öffentlich zugängliche Datenbank bezeichnet, in der

die Informationen nach Absatz 1 zusammen ge stellt

sind. Diese Datenbank wird von der Euro päischen

Kommission aufgebaut und verwaltet. Die Mitglied-

staaten sind jedoch dafür verantwort lich, ihre ei-

genen nationalen Kontaktadressen in diese Daten-

bank einzugeben. Darüber hinaus sorgen die Mit-

gliedstaaten für die Richtigkeit der Ein gabedaten

der nach Absatz 1 erforderlichen natio nalen Kon-

taktadressen.

(5)  Die Mitgliedstaaten gewährleisten die ständige Ak-

 tu alisierung der Informationen nach Absatz 1.

Artikel 89

Informationen

(1)  Die Verwaltungskommission stellt die erforderli -

chen Informationen bereit, damit die betreffenden

Personen von ihren Rechten und den bei deren

Geltendmachung zu beachtenden Formvor schrif -

ten Kenntnis nehmen können. Die Informationen

werden nach Möglichkeit auf elektronischem We -

ge verbreitet und zu diesem Zweck auf allgemein

zugänglichen Internetseiten zur Verfügung gestellt.

Die Verwaltungskommission stellt sicher, dass die

Informationen regelmäßig aktualisiert werden, und

überwacht die Qualität der für die Kunden er -

brachten Dienstleistungen.

(2)  Der in Artikel 75 der Grundverordnung genannte

Beratende Ausschuss kann zur Verbesserung der

Informationen und ihrer Verbreitung Stellung nah -

men und Empfehlungen abgeben.

(3)  Die zuständigen Behörden stellen sicher, dass ihre

Träger über sämtliche Rechts- und Verwaltungs -

vorschriften der Gemeinschaft, einschließlich der

Be schlüsse der Verwaltungskommission, infor miert

sind und diese in den Bereichen, die unter die

Grund verordnung und die Durchführungs verord -

nung fallen, unter Beachtung der dort festgelegten

Bedingungen anwenden.

Artikel 90

Währungsumrechnung

Bei der Anwendung der Grundverordnung und der

Durchführungsverordnung gilt als Wechselkurs zwei-

er Währungen der von der Europäischen Zentralbank

ver öffentlichte Referenzwechselkurs. Die Verwal tungs-

  kommission bestimmt den Bezugszeitpunkt für die

Festlegung des Wechselkurses.

Artikel 91

Statistiken

Die zuständigen Behörden erstellen Statistiken zur

Durch führung der Grundverordnung und der Durch -

füh rungsverordnung und übermitteln sie dem Sekre -

ta riat der Verwaltungskommission. Der Plan und die

Met hode für die Erhebung und Zusammenstellung die-

ser Daten werden von der Verwaltungskom mis sion

festgelegt. Die Europäische Kommission sorgt für die

Verbreitung dieser Informationen.

Artikel 92

Änderung der Anhänge

Die Anhänge 1, 2, 3, 4 und 5 der Durchführungs ver-

ord nung sowie die Anhänge VI, VII, VIII und IX der

Grund verordnung können auf Antrag der Verwaltungs-

 kom mis sion durch eine Verordnung der Kommission

ge än dert werden.

Artikel 93

Übergangsbestimmungen

Artikel 87 der Grundverordnung gilt für die Sachver -

halte im Anwendungsbereich der Durchführungsver -

ord nung.

Artikel 94

Übergangsvorschriften für Renten

(1)  Ist der Versicherungsfall vor dem Datum des In -

kraft tretens der Durchführungsverordnung im Ho -

heitsge biet des betreffenden Mitgliedstaats einge-

treten, ohne dass vor diesem Zeitpunkt für den

Ren tenantrag eine Feststellung erfolgt ist, und sind

aufgrund dieses Ver sicherungsfalls Leis tun gen für

eine Zeitspanne vor die sem Zeitpunkt zu gewäh-

ren, so hat dieser Antrag eine doppelte Feststel-

lung zur Folge, und zwar
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     a)  für die Zeit vor dem Datum des Inkrafttretens

der Durchführungsverordnung im Hoheitsge biet

des betreffenden Mitgliedstaats nach der Ver -

ordnung (EWG) Nr. 1408/71 beziehungs wei se

nach Vereinbarungen zwischen den betreffen-

den Mitgliedstaaten sowie

     b) für die Zeit ab dem Datum des Inkrafttretens der

Durchführungsverordnung im Hoheits ge biet des

betreffenden Mitgliedstaats nach der Grundver-

ordnung. 

         Ergibt sich jedoch bei der Berechnung nach

Buch stabe a ein höherer Betrag als bei der Be -

rechnung nach Buchstabe b, so erhält die be -

tref fende Person weiterhin den Betrag, der sich

bei der Berechnung nach Buchstabe a ergibt.

(2)  Wird ab dem Datum des Inkrafttretens der Durch -

füh rungsverordnung im Hoheitsgebiet des betref-

fenden Mit gliedstaats ein Antrag auf Leistungen

bei Inva li di tät, bei Alter oder an Hinterbliebene bei

einem Träger eines Mitgliedstaats gestellt, so wer-

den die Leistun gen, die vor diesem Zeitpunkt für

denselben Versiche rungsfall durch den oder die

Träger eines oder mehre rer anderer Mit glied staa-

ten festgestellt wurden, von Amts wegen nach der

Verordnung neu festgestellt; die Neufest stel lung

darf nicht zu einem geringeren Leis tungs be trag füh-

ren.

Artikel 95

Übergangszeit für den elektronischen 

Datenaus tausch

(1)  Jedem Mitgliedstaat kann eine Übergangszeit für

den elektronischen Datenaustausch nach Artikel 4

Absatz 2 der Durchführungsverordnung einge -

räumt werden.

     Diese Übergangszeiten enden spätestens 24 Mo nate

nach dem Datum des Inkrafttretens der Durchfüh-

rungsverordnung.

     Verspätet sich jedoch die Bereitstellung der er for -

derli chen gemeinschaftlichen Infrastruktur (Elek -

tro nischer Austausch von Information der sozia-

len Sicherheit - EESSI) bezogen auf das Inkrafttre-

ten der Durchfüh rungs verordnung wesentlich, so

kann die Verwal tungs kommission eine ange mes -

sene Ver längerung der Übergangszeiten be schlie-

ßen.

(2)  Die praktischen Verfahren für erforderliche Über -

gangs zeiten nach Absatz 1 werden von der Ver wal -

tungs kom mission so festgelegt, dass der für die An  -

wen dung der Grundverordnung und der Durch füh-

rungs ver ordnung erforderliche Datenaustausch si-

cherge stellt ist.

Artikel 96

Aufhebung

(1)  Die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 wird mit Wir -

kung vom 1. Mai 2010 aufgehoben.

1.    Die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 bleibt jedoch in

Kraft und behält ihre Rechtswirkung für die Zwe -

c ke

     a)  der Verordnung (EG) Nr. 859/2003 des Rates

vom 14. Mai 2003 zur Ausdehnung der Be stim -

mungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 und

der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 auf Dritt -

staats angehörige, die ausschließlich aufgrund

ih rer Staatsangehörigkeit nicht bereits un ter die -

se Bestimmungen fallen➀, solange jene Ver ord-

nung nicht aufgehoben oder geändert ist;

     b) der Verordnung (EWG) Nr. 1661/85 des Rates

vom 13. Juni 1985 zur Festlegung der techni schen

Anpassungen der Gemeinschafts rege lung auf

dem Gebiet der sozialen Sicherheit der Wan der-

arbeitnehmer in Bezug auf Grön land➁, solange

jene Verordnung nicht aufgehoben oder geän-

dert ist; 

     c)  des Abkommens über den Europäischen Wirt -

schaftsraum➂, des Abkommens zwischen der

Europäischen Gemeinschaft und ihren Mit glied-

 staaten einerseits und der Schweize ri schen Eid-

genossenschaft andererseits über die Frei zü gig-

keit➃ sowie anderer Abkommen, die eine Ver-

weisung auf die Verordnung (EWG) Nr. 574/72
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enthalten, solange diese Abkommen nicht in-

folge der Durchführungsverordnung ge ändert

worden sind. 

(2)  In der Richtlinie 98/49/EG des Rates vom 29. Juni

1998 zur Wahrung ergänzender Rentenansprüche

von Arbeitnehmern und Selbständigen, die in ner-

halb der Europäischen Gemeinschaft zu- und ab -

wandern➀, und generell in allen anderen Rechts -

akten der Gemeinschaft gelten Verweisun gen auf

die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 als Ver wei sun -

gen auf die Durchführungsverordnung.

Artikel 97

Veröffentlichung und Inkrafttreten

Diese Verordnung wird im Amtsblatt der Europä i schen

Union veröffentlicht. Sie tritt am 1. Mai 2010 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich

und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straßburg am 16. September 2009

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Der Präsident

J. BUZEK

Im Namen des Rates

Die Präsidentin

C. MALMSTRÖM
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ANHANG 1

Durchführungsbestimmungen zu bilateralen 

Abkom men, die weiter in Kraft bleiben, und 

neue bilaterale Durchführungsvereinbarungen 

(nach Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 2 

der Durchführungs ver ord nung)

BELGIEN – DEUTSCHLAND

Vereinbarung vom 29. Januar 1969 über die Ein zie -

hung und Beitreibung von Beiträgen der sozialen Si -

cher heit

BULGARIEN � DEUTSCHLAND

Artikel 8 und 9 der Verwaltungsvereinbarung zur

Durch führung des Abkommens vom 17. Dezember 1997

über soziale Sicherheit auf dem Gebiet der Ren ten

DEUTSCHLAND - FRANKREICH

Abkommen vom 26. Mai 1981 nach Artikel 92 der Ver -

ordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Einziehung und Beitrei -

bung von Sozialversicherungsbeiträgen)

DEUTSCHLAND - ITALIEN

Abkommen vom 3. April 2000 über die Einziehung

und Beitreibung von Beiträgen der sozialen Sicherheit

DEUTSCHLAND – LUXEMBURG

a)  Abkommen vom 14. Oktober 1975 über den Ver zicht

auf Erstattung der Kosten der verwaltungs mä ßigen

und ärztlichen Kontrolle nach Artikel 105 Ab satz 2

der Verordnung (EWG) Nr. 574/72

b) Abkommen vom 14. Oktober 1975 über die Ein zie-

hung und Beitreibung der Beiträge der sozialen Si-

cherheit

c)  Vereinbarung vom 25. Januar 1990 über die Durch -

führung der Artikel 20 und 22 Absatz 1 Buchstaben

b und c der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71

DEUTSCHLAND - ÖSTERREICH

Abschnitt II Nummer 1 und Abschnitt III der Ver ein -

barung vom 2. August 1979 über die Durchführung

des Abkommens vom 19. Juli 1978 über die Arbeits -

losenversicherung gelten auch weiterhin für Perso nen,

die am oder vor dem 1. Januar 2005 eine Er werbs-

tätigkeit als Grenzgänger ausgeübt haben und vor dem

1. Januar 2011 arbeitslos werden.

DEUTSCHLAND - POLEN

Vereinbarung vom 11. Januar 1977 zur Durchführung

des Abkommens vom 9. Oktober 1975 über Renten-

und Unfallversicherung
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ANHANG 2

Sondersysteme für Beamte

(nach den Artikeln 32 Absatz 2 und 41 Absatz 1

der Durchführungsverordnung)

A. Sondersysteme für Beamte, für die Titel III

Kapitel 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über

Sach leistungen nicht gilt

Deutschland

Versorgungssystem für Beamte

B. Sondersysteme für Beamte, für die Titel III

Kapitel 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über

Sach leis tungen mit Ausnahme von Artikel 19,

Arti kel 27 Absatz 1 und Artikel 35 nicht gilt

Spanien

Sondersystem der sozialen Sicherheit für Beamte

Sondersystem der sozialen Sicherheit für die Streit -

kräf te

Sondersystem der sozialen Sicherheit für Justiz- und

Ver waltungsbedienstete

C. Sondersysteme für Beamte, für die Titel III

Kapitel 2 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über

Sachleis tun gen nicht gilt

Deutschland

Unfallfürsorge für Beamte
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ANHANG 3

Mitgliedstaaten, die die Erstattung der Ausgaben 

für Sachleistungen auf der Grundlage von 

Pauschal be trä gen verlangen

(nach Artikel 63 Absatz 1 der

Durchführungsverordnung)

IRLAND

SPANIEN

ITALIEN (Eintrag gestrichen zum 01.01.2013) ➀

MALTA (Eintrag gestrichen zum 01.01.2013) ➀

ZYPERN (Eintragung ab 01.01.2013) ➀

NIEDERLANDE (Eintrag gestrichen ab 01.01.2018) ➂

PORTUGAL

FINNLAND (Eintrag gestrichen ab 01.01.2018) ➂

SCHWEDEN

VEREINIGTES KÖNIGREICH

NORWEGEN (Eintragung ab 01.06.2012) ➁
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ANHANG 4

Einzelheiten der in Artikel 88 Absatz 4 der Durch -

füh rungsverordnung genannten Datenbank

1.    Inhalt der Datenbank

     In einem elektronischen Verzeichnis (URL) der be -

treffenden Stellen ist Folgendes aufgeführt:

     a)  die Bezeichnung der Stellen in der/den Amt -

spra che(n) des Mitgliedstaats sowie in Eng lisch;

     b) der Identifizierungscode und die elektronische

Anschrift im Rahmen des EESSI-Systems; 

     c)  ihre Funktion in Bezug auf die Begriffsbe stim -

mungen in Artikel 1 Buchstaben m, q und r der

Grundverordnung und Artikel 1 Buchstaben a

und b der Durchführungsverordnung; 

     d) ihre Zuständigkeit in Bezug auf die verschiede-

nen Risiken, Arten von Leistungen, Systeme und

den geografischen Geltungsbereich; 

     e)  Angaben, welchen Teil der Grundverordnung die

Stellen anwenden; 

     f)  die folgenden Kontaktangaben: Postanschrift,

Telefonnummer, Faxnummer, E-Mail-Adresse

und die entsprechende URL-Adresse; 

     g)  alle sonstigen Informationen, die zur Anwen -

dung der Grundverordnung oder der Durchfüh -

rungsverordnung erforderlich sind.

2.   Verwaltung der Datenbank

     a)  Das elektronische Verzeichnis befindet sich im

EESSI-System auf Ebene der Europäischen Kom-

 mission.

     b) Die Mitgliedstaaten sind dafür verantwortlich,

dass die erforderlichen Daten der Stellen ge -

sam melt und überprüft werden und die Euro -

päische Kommission rechtzeitig über Einträge

oder Änderungen von Einträgen, die in ihre Zu -

ständigkeit fallen, unterrichtet wird.

3.   Zugang

     Daten, die für operationelle und verwaltungs mäßige

Zwecke verwendet werden, sind der Öffentlichkeit

nicht zugänglich. 

4.  Sicherheit

     Alle Änderungen der Datenbank (Einfügen, Än dern,

Löschen) werden protokolliert. Bevor der Be nut-

zer Zu gang zu dem Verzeichnis zwecks Än derun-

gen von Ein trägen erhält, wird er identifi ziert und

authentisiert. Vor jeder Änderung eines Eintrags

wird die Be rech tigung des Benutzers für diesen

Vorgang überprüft. Jeder nicht erlaubte Vorgang

wird abgelehnt und protokolliert.

5.   Sprachenregelung

     Die allgemeine Sprache der Datenbank ist Eng -

lisch. Die Bezeichnungen der Stellen und ihre Kon -

taktanga ben sollten auch in der/den Amts spra -

che(n) des Mit gliedstaats angeben werden.
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ANHANG 5

Mitgliedstaaten, die den Höchstbetrag der 

Erstattung nach Artikel 65 Absatz 6 Satz 3 der

Grundverordnung auf der Grundlage des

Durchschnittsbetrags der Leis tungen bei

Arbeitslosigkeit, die im vorangegangenen

Kalenderjahr nach ihren Rechtsvorschriften 

zu zahlen waren, auf Basis 

der Gegenseitigkeit bestimmen

(nach Artikel 70 der Durchführungsverordnung)

(nicht wiedergegeben)
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